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Unvollständig
Vor einem Jahr wurde der letzte
Atommeiler vom Netz genom-
men. Dennoch bleibt der Aus-
stieg aus der Kernkraft unvollen-
det. Deutschland ist im Atomge-
schäft immer noch hoch aktiv.

Unbekannt
Dass im Gorlebener Forst seit 
zehn Jahren ein Schiff steht, ist 
weithin bekannt. Nur wenige 
wissen aber, dass die BELUGA 
viel enger mit der BI verbunden 
ist, als angenommen.

Unanständig
Mit dem Gesamtkonzept Elbe 
sollen Ausbau und Vertiefung 
des Flusses zugunsten der Wirt-
schaft und zulasten der Umwelt 
vorangetrieben werden. Dabei 
gibt es gar keinen Bedarf (mehr). 
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  Im Jahr 1900 war ein Drittel aller Fahrzeuge auf der Straße elektrisch betrieben. Ferdinand Porsche stellte   
 1898 ein Elektrofahrzeug namens „P“ her, bevor er das erste Hybridfahrzeug der Welt entwickelte, das   
 sowohl mit Strom als auch mit einem Verbrennungsmotor angetrieben wurde. Auch Mercedes-Benz bot    
 ein Elektromodell an, den Mercedes Mixte. Dieses Auto wurde in den Städten als Taxi eingesetzt und 1907   
 sogar als Rennwagen. Mit der Einführung des seriengefertigten Benzinmotors durch Henry Ford um 1920   
 verschwand der E-Antrieb rasch. 



Bei allen eindeutigen Antworten, die wir meinen, auf 
die Krisen und Kriege unserer Tage geben zu kön-
nen, sollten wir auf keinen Fall übersehen, dass wir 
die Grenzen des Wachstums längst überschritten ha-
ben. 52 Jahre, nachdem der Club of Rome seine apo-
kalyptischen Voraussagen erstellte, sind ein Großteil 
der Jahrhundert-Prognosen bereits irreversibel ein-
getreten. Jedes Wirtschaftswachstum, das Volkswirt-
schaften sich jetzt noch genehmigen wollen, geht 
zwangsläufig auf Kosten von Menschen im „globa-
len Süden“ oder unserer gemeinsamen natürlichen 
Grundlagen. Den „Erdüberlastungstag“, an dem die 
Ressourcen aufgebraucht sind, erreichen wir dieses 
Jahr in Deutschland bereits am 2. Mai.
Dabei sollte Wirtschaftswachstum als solches eigent-
lich dem sozialen Frieden dienen. Ist nämlich der Ku-
chen als ganzes größer, fallen auch mehr Krümel vom 
Tisch. Trotzdem geht allerdings die Schere im Lande 
unaufhörlich weiter auseinander und besonders be-
troffen sind Kinder und Alleinerziehende. Wer also 
Wirtschaftswachtum thematisiert, kommt nicht um-
hin, auch soziale Ungerechtigkeit anzuklagen.
Mit dem ökologischen Strukturwandel und der Ef-
fizienzrevolution der Jahrtausendwende kam auch 
der europäische „Green deal“. Aber jüngere Studi-
en belegen: „grünes Wachstum“ ist ein Widerspruch 
in sich. Wirtschaftswachstum und Ressourcenver-
brauch lassen sich auch bei bestem Willen nicht voll-
ständig entkoppeln. Wer mehr Geld hat, verbraucht 

eben auch mehr. Die Republik Moldau beispielswei-
se erreicht den Erdüberlastungstag dieses Jahr erst 
am 28. Dezember.
Mit Atomkraft hat das zwar auf den ersten Blick nichts 
zu tun. Aber im aktuellen Dilemma, die Klimaziele mit 
der Wohlstandserwartung der Menschen in Einklang 
zu bringen, greifen diejenigen, die ihre satten Pfrün-
de nicht teilen wollen, auf die altbackenen Nebelker-
zen und Wundertechnologien des kalten Krieges zu-
rück.  Ihnen geht es aber nur darum, den politischen 
Gegner irgendwie schlecht dastehen zu lassen. Wirk-
liche Alternativen haben sie nicht im Gepäck. Realis-
tisch wäre ein Wiedereinstieg auf keinen Fall und wirt-
schaftlich wäre er Selbstmord. 
Dabei war 1963 die „friedliche Nutzung der Atom-
kraft“ eine gemeinsame Erfindung der Hegemoni-
almächte USA und Sowjetunion, um ihren Partnern 
und Vasallen die Stationierung von Mittelstreckenra-
keten durch den Bau von Atomkraftwerken schmack-
haft zu machen. 
Japan brauche Atomkraft aus „geopolitischen Grün-
den“ sagte auch der atomfreundliche japanische Pre-
mier Shinzo Abe noch 2013 bei unserem Besuch in Hi-
roshima und der vorher abgesetzte, atomkritische Na-
oto Kan, Premier in der Nuklearkatoastrophe von Fu-
kushima 2011, sagte 2016 nach einem Besuch anläss-
lich des Literaturfestivals „Lesen ohne Atomstrom“ 
im Uran-Umschlaghafen Hamburg: „Nuclear power? 
It’s always the bomb!“.

Martin Donat ist Vorsitzender 
der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg

Editorial
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Vor rund einem Jahr gingen die letzten drei Atommeiler vom Netz. 
Deutschland bleibt dennoch ein hochaktives Atomland.

Atomausstieg?
Von wegen!
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Deutschland hat 
abgeschaltet, und 
die Lichter sind nicht 
ausgegangen, die Erneuer-
baren boomen, die Stromprei-
se sinken. Dass der Atomausstieg 
in Deutschland trotzdem längst nicht all-
umfassend vollzogen ist, liegt an Atomanla-
gen, auf die nur selten ein Schlaglicht fällt, und 
an Politiker:innen, die Konsequenz vermissen lassen.
Zugegeben, es gibt in Deutschland auch Menschen, die so-
gar von einer Renaissance der Atomkraft, vom Wiederaufleben 
eines Atomprogramms träumen. Ihnen verdanken wir Meldungen wie 
die über den Neubau eines Dual-Fluid-Reaktors am Chemiestandort Leu-
na für nur eine Milliarde Euro. Die Idee einer Rückkehr der Atomenergie freut 
die FDP-Landtagsfraktion in Sachsen-Anhalt, nur: Der aktuelle Kurs für neue Reak-
toren liegt weltweit irgendwo zwischen 15 und 50 Milliarden Euro. Glück Auf, Leuna!
Oder die Meldung der bayerischen Landesregierung, sie habe begonnen, ihren „Master-
plan zur Förderung der Kernfusion und neuartiger Kerntechnologien“ umzusetzen. Die „Pio-
nierarbeit“, die der Freistaat laut dessen Regierung dabei leisten werde, solle die Fusionsforschung 
in Deutschland und Europa antreiben. Ehrenwert, nur sollte man in Bayern bedenken, was das Bundes-
amt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) schreibt: „Die Kernfusion befindet sich im Stadium 
der Grundlagenforschung. Weltweit existiert bis heute kein Versuchsreaktor, der mittels Kernfusion mehr Ener-
gie erzeugt als verbraucht, oder gar Strom erzeugen könnte. Es ist derzeit unmöglich, verlässlich zu prognostizie-
ren, wann und ob ein erstes kommerzielles Kraftwerk zur Stromerzeugung realisiert werden kann.“ Glück Auf, München!
Träumereien hin, Visionen her – dass der Atomausstieg in Deutschland längst nicht allumfassend vollzogen ist, liegt 
an ganz konkreten Einrichtungen und Umständen, deren Abschaffung offenbar genauso mühsam zu erstreiten ist wie die 
Aufgabe Gorlebens als gesetzter Standort für ein Atommüll-Endlager oder der fortgesetzte Betrieb von zig Atomkraftwerken.   
Im Folgenden zeigen wir auf, in welchen Bereichen sich die Anti-Atom-Bewegung aktuell engagiert, um den Ausstieg rund zu machen.
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rung noch in NRW lassen erken-
nen, dass sie weiterhin eine Still-
legung anstreben. Immerhin ver-
sorgt die UAA in Gronau weltweit 
Atomkraftwerke mit Uranbrenn-
stoff und trägt damit zu den Ri-
siken einer nuklearen Katastro-
phe bei.
URENCO ist ein dreistaatliches 
Unternehmen und betreibt An-
reicherungsanlagen in Deutsch-
land, Großbritannien, den Nieder-
landen und in den USA. Am deut-
schen Standort in Gronau hatte 
das Unternehmen jüngst die Kom-
munalpolitik über die in nächster 
Zeit geplanten Maßnahmen in-
formiert. Dazu hatte URENCO im 
„Ausschuss für Bauen, Planen 
und Denkmalschutz“ die mittel-
fristig geplanten Investitionen am 
Standort Gronau vorgestellt. Un-
ternehmens-Vertreter vertraten 
einen deutlichen Pro-Atomkurs 
und kritisierten den bundesdeut-
schen Atomausstieg als isoliert.
Hintergrund für die geplante Ex-
pansion dürfte sein, dass nach 
dem Angriff Russlands auf die Uk-
raine die westlichen Staaten zwar 
keine Sanktionen gegen Uran aus 
Russland verhängt haben, aber 

mittelfristig den Plan verfolgen, 
von russischen Urandienstleis-
tungen für die Atomstrom-Er-
zeugung unabhängig zu werden. 
Davon dürfte URENCO mit sei-
nen Anreicherungsfabriken pro-
fitieren, in Europa, aber auch in 
den USA.
Zwei Tage nach der Ausschuss-
sitzung berichteten die Gronau-
er Nachrichten über die Kritik des 
Arbeitskreises Umwelt (AKU) ge-
gen die Erweiterungspläne bei 
URENO Gronau: „Den geplanten 
Bau einer Halle, in der alte Uran-
zentrifugen gelagert werden sol-
len, lehnt der AKU ab. (…) Der 
AKU Gronau, das Aktionsbünd-
nis Münsterland gegen Atomanla-
gen, der Bundesverband Bürger-
initiativen Umweltschutz (BBU) 
und weitere Initiativen und Ver-
bände kritisieren zudem, dass es 
für die Urananreicherungsanlage 
in Gronau bisher keine Laufzeitbe-
grenzung gibt.”

Aus Antworten der Atomaufsicht 
in Düsseldorf auf Fragen der In-
ternet-Informationsplat t form 
umweltFAIRaendern wird deut-
lich: Das grüne Wirtschaftsmi-
nisterium als Genehmigungs- 
und Aufsichtsbehörde über die 
Uranfabrik in Gronau ist weit da-
von entfernt, den Atomausstieg 
durchzusetzen. Im Gegenteil: 
URENCO – nicht nur in Gronau – 
ist auf Expansionskurs.
Neben der Inbetriebnahme ei-
nes neuen Uranlagers und wei-
terer Anlagenteile, sollen in der 
Urananreicherungsanlage (UAA) 
im nordrhein-westfälischen Gro-
nau möglichst schnell neue Zent-
rifugen eingebaut werden, mit de-
nen das für eine nukleare Ketten-
reaktion spaltbare Uran 235 ange-
reichert werden kann. Einzelhei-
ten sind Geheimsache, weil die-
se Technik unkontrolliert dazu in 
der Lage ist, atomwaffenfähiges 
Uran herzustellen. 
Nordrhein-Westfalen wird damit 
immer mehr zum Focus einer ak-
tuellen Atom-Kontroverse. Die Ur-
anfabrik in Gronau ist weiterhin 
unbefristet in Betrieb und die Grü-
nen weder in der Bundesregie-

Nach der Stilllegung der bundesdeutschen Atomkraftwerke ist die Urananrei-
cherungsanlage in Gronau weiterhin unbefristet in Betrieb. Mehr noch: In der 
Anlage, die zum URENCO-Konzern gehört, laufen Planungen, im Rahmen beste-
hender Genehmigungen die Jahresproduktion sogar zu erhöhen. 
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Quellen
umweltFAIRaendern.de
Gronauer Nachrichten
AKU Gronau



Deutsche Urandienstleistungen
Atomausstieg? Nicht bei der Urananreicherung!
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Durch eine französisch-russi-
sche Kooperation könnten künf-
tig Brennelemente für osteuro-
päische Atomkraftwerke in der 
Brennelementefabrik im nie-
dersächsischen Lingen gefer-
tigt werden. Die Anlage wird 
von der Advanced Nuclear Fuels 
GmbH (ANF) betrieben. Sie ist ei-
ne 100-prozentige Tochtergesell-
schaft der französischen Frama-
tome GmbH. Durch eine Unter-
nehmenskooperation mit dem 
russischen Staatskonzern Ros- 
atom soll die Produktion in Lingen 
deutlich hochgefahren werden. 
Der Antrag auf Erweiterung wur-
de vom ANF-Konzern beim nie-
dersächsischen Umweltministe-
rium als Genehmigungsbehörde 
eingereicht. Der dortige Umwelt-
minister Christian Meyer hat an-
gekündigt, den Antrag sehr genau 
zu prüfen. Angesichts der Trag-
weite für die innere und äußere 
Sicherheit plant auch das Bundes-
umweltministerium eine bundes-
aufsichtliche Prüfung.
Trotz des russischen Angriffskrie-
ges auf die Ukraine konnten sich 
die EU-Staats- und Regierungs-
chefs bislang nicht auf Sanktio-
nen gegen Russland im Nuklear-
sektor einigen. Neben Frankreich 
waren die Slowakei, Bulgarien 
und Ungarn dagegen. Durch die 
geplante Kooperation in Lingen 
droht nun die Abhängigkeit von 
Russland weiter zu wachsen. Zwar 
kauften die Staaten ihre Brennele-
mente dann nicht mehr aus Russ-
land, sondern aus Deutschland, 
letztlich würden sie aber doch 
mithilfe Russlands produziert. 
Dabei droht ernstliche Gefahr, so 
die renommierte Atom- und Ver-
waltungsrechtlerin Dr. Miché-
le John in einem Gutachten der 
bundesweiten Anti-Atom-Orga-
nisation .ausgestrahlt: „Der Ein-

Quellen
BUND
.ausgestrahlt



stieg Rosatoms gefährdet die Si-
cherheit Deutschlands und seiner 
Verbündeten – durch Möglichkei-
ten von Spionage, Sabotage und 
Desinformation. Bereits die blo-
ße Möglichkeit einer solchen Ge-
fährdung muss zur Ablehnung 
des Genehmigungsantrags füh-
ren. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob die Auswirkungen in Deutsch-
land oder in von Lingen beliefer-
ten Anlagen in anderen Ländern 
spürbar werden. Die geplante Li-
zenzproduktion wird zu einer un-
mittelbaren sicherheitsrelevan-
ten Einflussnahme des russischen 
Staatskonzerns auf eine deutsche 
Atomanlage führen – mit poten-
ziellen Folgen für ganz Europa.“
Gleichzeitig würde durch den Deal 
auf nationaler Ebene der deutsche 
Atomausstieg unterlaufen, was 
unter anderem der Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutsch-
land (BUND) strikt ablehnt. Des-
sen Vorsitzender Olaf Bandt er-
klärte kürzlich: „Deutschland sitzt 
bei der höchst fragwürdigen fran-
zösisch-russischen Atom-Zusam-
menarbeit im Beiwagen und wür-
de so die russische Kriegsmaschi-
nerie mitfinanzieren. Angesichts 
des Kriegs gegen die Ukraine ist 
das nicht zu rechtfertigen. Russ-
land und der Staatskonzern Ro-
satom sind alles andere als ver-
trauenswürdige Geschäftspart-
ner. Rosatom hat unter anderem 
die gefährliche Besetzung ukraini-
scher Atomanlagen wie in Sapo-
rischschja technisch ermöglicht. 
Anstatt dubiose Partnerschaften 
fortzuführen, muss die EU end-
lich auch Sanktionen gegen den 
russischen Atomsektor erlassen.“

Im niedersächsischen Lingen könnte ein deutsch-
französisch-russisches Firmenkonglomerat entste-
hen und den vollständigen deutschen Atomausstieg 
weiter konterkarieren. Nebenbei würde die Koope-
ration weitere Millionen in Wladimir Putins Kriegs-
kasse spülen.

Support für Putin?
Atomausstieg? Nicht bei Brennelementen!
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Denken und ihre Arbeit zu ver-
ändern – im letzten Jahr für eine 
AKW-Laufzeitverlängerung plä-
diert. Diese Kreise sind und blei-
ben eine Tretmine für den Atom-
ausstieg. Mehr noch: Sie sind ei-
ne Gefahr für die Demokratie in ei-
nem sehr direkten Sinn. Denn sie 
nähern sich mehr und mehr der 
AfD und ihren Parolen an.
Im Sommer dieses Jahres gab die 
Gesellschaft für Anlagen- und Re-
aktorsicherheit (GRS) einen Über-
blick über das Thema. Der Titel 
des Artikels transportiert einen 
trotzigen Unterton: „Diese Reak-
toren dürfen in Deutschland auch 
nach 2023 weiter betrieben wer-
den“. Demnach sind noch 6 For-
schungsreaktoren in Betrieb: der 
FRM II der Technischen Universi-
tät München in Garching ansäs-
sig, der Forschungsreaktor TRI-
GA Mark II der Universität Mainz, 
drei Siemens Unterrichtsreakto-
ren (SUR) in Stuttgart, Ulm und 
Furtwangen sowie der AKR-2 in 
Dresden, wobei die Abkürzung 
Ausbildungskernreaktor bedeu-
tet. Dabei handelt es sich um die 
bislang letzte kerntechnische An-
lage in Deutschland, die ei-
ne Betriebsgenehmi-
gung erhielt, nämlich 
im Jahr 2004 durch 
das sächsische 
Staatsminis-
terium für 
Umwelt 
u n d 

Landwirtschaft. Die vier Unter-
richts- beziehungsweise Ausbil-
dungsreaktoren benutzen Uran 
mit höchstens 20-prozentiger An-
reicherung des spaltbaren Iso-
tops U235. Gleiches gilt für den 
Mainzer Forschungsreaktor, der 
inzwischen 56 Jahre alt ist. Die 
Mainzer Kernchemiker haben sich 
dem pronuklearen Geschrei ih-
rer meisten Kollegen bisher nicht 
angeschlossen. Von dort gibt es 
gelegentlich auch atomkritische 
Publikationen. Wozu wir die vier 
Ausbildungsreaktoren in Stutt-
gart, Ulm, Furtwangen und Dres-
den heute noch benötigen, ver-
rät die GRS nicht. Vielleicht weiß 
Wissenschaftsministerin Bettina 
Stark-Watzinger (FDP) eine Ant-
wort, vorausgesetzt sie hat über-
haupt Kenntnis von diesen nicht 
eben billigen Einrichtungen. Und 
in Baden-Württemberg hat man 
anscheinend Angst davor, den 
Kleinreaktoren in Stuttgart 
und Furtwangen 
die Mit-
tel zu 

Helfen deutsche Forschungsre-
aktoren bei der Entwicklung von 
Atombomben und Small Modular 
Reactors? Wer sich in der Gegen-
wart zurechtfinden will, muss die 
Vergangenheit kennen. Am An-
fang der Nukleartechnik stand be-
kanntlich die Atombombe. Noch 
davor kamen die Forschungsreak-
toren. Bevor die USA, die dama-
lige Sowjetunion, Großbritanni-
en, Frankreich und China ihre ers-
ten Atombomben konstruierten, 
mussten sie funktionierende For-
schungsreaktoren errichten, und 
den gleichen Weg schlagen auch 
alle anderen Staaten ein, die sich 
atomar bewaffnen möchten. Der 
Forschungsreaktor war also ur-
sprünglich ein Militärreaktor. In 
den Atomwaffenstaaten hat sich 
bis heute nicht viel daran geän-
dert, aber alle anderen Betreiber 
sind natürlich bemüht, ihre For-
schungsreaktoren anders zu de-
finieren: da werden sie als inten-
sive Neutronenquelle für medi-
zinische Zwecke, für Materialun-
tersuchungen und wissenschaft-
liche Experimente benötigt. Dem-
entsprechend haben sie summa 
summarum einigen Nutzen, aber 
vor allem großen Schaden ange-
richtet.
Das lässt sich mit Bestimmtheit 
für die ehemaligen Reaktoren in 
den Kernforschungszentren von 
Karlsruhe, Jülich und Geesthacht 
sagen, die zum Glück inzwischen 
stillgelegt sind. Gleichwohl gibt 
es die Leute noch, die an diesen 
Reaktoren gearbeitet haben und 
sie schaffen es einfach nicht, das 
Umdenken nachzuvollziehen, das 
es in der Gesellschaft längst ge-
geben hat. Dementsprechend 
haben sogenannte Spitzen-
forscher aus den Kernfor-
schungszentren – die ihre 
Namen allesamt einge-
grünt haben, ohne ihr 

Forschung für die A-Bombe?
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Wegen seiner von Gerhard Weber entworfenen Kuppel – oft als Garchinger Atom-Ei bezeichnet und Bestandteil des Wappens der Stadt Garching ist – steht der FRM unter Denkmalschutz

Atomausstieg? Nicht in der Wissenschaft!
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Wir schaffen das

streichen, weil man dann wieder  
schnell als technikfeindlich ver-
schrien wird. 
Es bleibt der FRM II von München 
Garching als größter und leis-
tungsstärkster Forschungsreak-
tor in Deutschland. Er ist gleich-
zeitig auch der umstrittenste und 
brisanteste, denn er verwendet 
waffenfähiges Uran als Brenn-
stoff. Hierzu frohlockt die GRS, 
eine „Lösung“ sei in Sicht, weil 
das bayerische Wissenschafts-
ministerium im April 2023 einem 
Plan zugestimmt habe, den Meiler 
auf die Verwendung von niedrig 
angereichertem Uran umzustel-
len. Na schön, mag sich das Publi-
kum denken, da rüsten wir immer-
hin ab. Aber das ist alles andere 
als schön, sondern: eine Sauerei.
Die weltweite Verwendung von 
waffenfähigem Uran in For-
schungsreaktoren wurde schon in 
den siebziger Jahren des letzten 

Jahrhunderts prob-
lematisiert, 

d a s 

heißt vor fünfzig Jahren. Um dem 
gefährlichen Treiben ein Ende zu 
setzen, erließ der damalige US-
Präsident Carter ein Verbot, hoch-
angereichertes Uran aus den USA 
zu exportieren. Mittlerweile sind 
sieben weitere US-Präsidenten 
durch das Weiße Haus gegangen, 
und Jimmy Carter könnte sogar 
dieses Jahr seinen 100. Geburts-
tag feiern. Doch den Erfolg die-
ses Projekts wird er nicht erle-
ben. Hartnäckig widersetzen sich 
die sogenannten Forscher, ob in 
Teheran, Buenos Aires, Mumbai 
(Bombay) oder München, ganz zu 
schweigen von den sogenannten 
Forschungseinrichtungen in den 
Atomwaffenstaaten, einem Ver-
zicht auf den Bombenstoff. 
Das heißt: Die bayerische Landes-
regierung und die Leute in Gar-
ching hätten ein halbes Jahrhun-
dert Zeit gehabt, Pläne zur Umrüs-
tung des FRM II auf niedrig ange-
reichertes Uran umzusetzen – und 
haben es doch nicht getan. Und 
das wiederum heißt: Hier fehlt 
es nicht am Können, sondern am 
Wollen. Jetzt einen neuen Plan zu 

verkünden, mit dessen Rea-
lisierung man es in Mün-

chen auch nicht gera-
de eilig hat, ist rei-

ne Augenwi-
scherei, und 

es ist be-
z e i c h -

nend, 

dass solche schmutzigen Manö-
ver von der GRS begrüßt wer-
den, ohne ein Wort über die Sau-
erei der letzten 50 Jahre zu verlie-
ren. Jawohl, ich drücke mich dras-
tisch aus, damit ich verstanden 
werde. Soeben hat Dirk Seifert 
auf seiner Webseite UmweltFAI-
Rändern bekannt gemacht, dass 
im Sommer neue Brennelemen-
te mit über 90-prozentiger An-
reicherung nach Garching gelie-
fert wurden. Mit diesen Brennele-
menten soll der Reaktor, an dem 
derzeit Reparaturarbeiten vorge-
nommen werden, in diesem Jahr 
wieder angefahren werden. Alles 
geht weiter wie gehabt.
Die Frage ist, warum sie das tun, 
wozu diese Verschwendung von 
Ressourcen bei allgemeiner Klage 
über den Fachkräftemangel? Gar-
ching hofft, mit dem Hype um die 
Small Modular Reactors (SMR) ei-
nen neuen Daseinszweck zu er-
halten. Denn die Physik setzt ei-
nen klaren Rahmen: Je kleiner ein 
Reaktor, desto höher muss sein 
Uran-Inventar angereichert wer-
den, damit er überhaupt kritisch 
werden kann. Man kann einen 
Campingkocher nicht mit Kohle-
tabletten betreiben, da braucht 
man schon ein Konzentrat, um 
das Feuer aufrecht zu erhalten. 
Daher ist es für Garching inter-
essant, mit hoch angereichertem 
Brennstoff zu hantieren.
Eine andere Frage ist, an welchen 
internationalen kerntechnischen 
Projekten Garching teilnimmt 
und mit welchen hochseriösen 
und absolut friedfertigen Part-
nern man da zusammenarbeitet. 

Denn das Wort Proliferation ist 
in der bayerischen Landes-

sprache nicht enthalten. Es 
wurde schon von Frank-

Josef Strauß aus dem 
Wortschatz des Frei-

staats gestrichen.

Forschungsreaktoren leisten keinen Beitrag zur Produktion nutzbarer Energie. 
Dementsprechend sind sie vergleichsweise klein, verbrauchen wenig Kernbrenn-
stoff, verfügen weder über eine Turbine noch über einen Generator und erre-
gen wenig Aufmerksamkeit. Mehr oder weniger unbeaufsichtigt und unbehel-
ligt werden sie in Universitätsinstituten betrieben. Warum sollten wir uns für 
diese Maschinen mehr interessieren? Von Detlef zum Winkel

Wegen seiner von Gerhard Weber entworfenen Kuppel – oft als Garchinger Atom-Ei bezeichnet und Bestandteil des Wappens der Stadt Garching ist – steht der FRM unter Denkmalschutz
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Jülicher Lager zu beenden. An-
gemahnte Unterlagen reicht die 
JEN nicht oder erst nach jahrelan-
ger Verzögerung ein. Den Bau ei-
nes neuen Lagers in Jülich hat sie 
von Anfang an boykottiert – trotz 
aller Beteuerungen, diese Option 
gleichberechtigt zu verfolgen. Da-
bei würde der Neubau 152 sinnlo-
se Castortransporte vermeiden – 
und könnte heute längst stehen.“
Mit den Transporten würde man 
ein großes Risiko eingehen, meint 
Hartmut Liebermann von der Bür-
gerinitiative Kein Atommüll in 
Ahaus. „Hinzu kommt, dass die 
Betriebsgenehmigung für das 
Ahauser Lager bereits in 12 Jah-
ren ausläuft und die Stadt gegen 
die Einlagerung der Castorbehäl-
ter aus Jülich klagt. Nicht zuletzt 
müssen die Brennelementkugeln 
aus Jülich vor der ‚Endlagerung‘ 
noch vorbereitend behandelt wer-
den. Dafür ist und bleibt die JEN 
zuständig – und da diese soge-
nannte Konditionierung in Ahaus 
aus technischen und rechtlichen 
Gründen nicht möglich ist, könn-
te das Lager dort nur eine Zwi-
schenstation sein. Wenn alles mit 
rechten Dingen zugeht, müsste 

der Müll nochmals an einen an-
deren Ort transportiert werden, 
möglicherweise sogar zurück 
nach Jülich.“
Kerstin Ciesla vom BUND NRW 
mahnt ein umfassendes Konzept 
für die Dauer-Zwischenlagerung 
an. Denn bis ein tiefengeologi-
sches Lager in Betrieb geht, wer-
de es noch Jahrzehnte dauern. 
Weder die Castorbehälter noch 
die bestehenden Zwischenlager 
seien für derart lange Zeiträume 
konzipiert. „Die geplanten Trans-
porte zeigen, dass die Bundes-
regierung noch immer kein Kon-
zept für die Langzeit-Zwischen-
lagerung des Mülls hat. Ein jahr-
zehntelanges Hin- und Herschie-
ben von einer Behelfslösung zur 
nächsten ist verantwortungslos 
angesichts des Risikos, das von 
dem hochgefährlichen Atommüll 
ausgeht.“

Mit Hochdruck bereitet derzeit die 
Jülicher Entsorgungsgesellschaft 
für Nuklearanlagen (JEN) 152 
Castortransporte aus dem Zwi-
schenlager Jülich ins Zwischen-
lager Ahaus vor. Es ist ein Para-
debeispiel für den planlosen Um-
gang mit dem deutschen Atom-
müll: Das Lager in Ahaus ist eines 
der unsichersten in ganz Deutsch-
land, seine Genehmigung erlischt 
schon in wenigen Jahren. In ei-
nem heutigen Sicherheitsanfor-
derungen entsprechenden Neu-
bau in Jülich wäre der strahlen-
de Müll viel besser aufgehoben.
Dabei erklärte die schwarz-grüne 
NRW-Landesregierung im Som-
mer 2022 ihre Absicht, in Jülich 
den Bau einer neuen Lagerhalle 
voranzutreiben. Unternommen 
hat sie in dieser Hinsicht jedoch 
bisher zu wenig. Stattdessen gibt 
die JEN Richtung und Tempo vor. 
„Die will den Atommüll bloß so 
schnell wie möglich loswerden“, 
erklärt Marita Boslar vom Aktions-
bündnis Stop Westcastor. „Nur 
so lässt sich erklären, warum sie 
sich seit Jahren nicht ernsthaft da-
rum bemüht, den genehmigungs-
losen Zustand beim bestehenden 

Mit dem Aus von Gorleben und dem Abschalten sämtlicher Atomkraftwerke in 
Deutschland ist die Zeit der Atommülltransporte noch längst nicht vorbei. Stän-
dig und überall im Land rollt schwach- und mittelaktiver Abfall von A nach B und 
C. Nun soll es sogar wieder die berühmten Castortransporte mit hochradioak-
tivem Abfall geben. 
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Quellen
Aktionsbündnis „Stop Westcastor“ Jülich
.ausgestrahlt – gemeinsam gegen Atomenergie
BI „Kein Atommüll in Ahaus“
BUND NRW
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen
S. 11: atomtransporte-hamburg-stoppen.de



Atommüll-Tetris
Atomausstieg? Nicht bei den Atommülltransporten!

Atomkraftgegner:innen trafen im März in Jülich auf NRW-Wirtschaftsministerin Mona Neubaur (Grüne):
Protest gegen die größte Castor-Lawine aller Zeiten, die mit Billigung der grünen Bundesumweltministerin
bald durch NRW rollen könnte.
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25 Atomtransporte mit Kern-
brennstoffen, also angereicher-
tem Uran, an 18 Transporttermi-
nen rollten allein von Septem-
ber bis Dezember 2023 per LKW 
durch Hamburg. Darunter auch 
ein Atomtransport mit hochradio-
aktivem Material aus sogenann-
ten bestrahlten Brennstab-Seg-
menten (bBSS). Hinzu kamen min-
destens 17 weitere Atomtranspor-
te mit radioaktiven Stoffen, die 
an Bord von Schiffen im Hambur-
ger Hafen ankamen, entweder im 
Transit oder zur Umladung. Insge-
samt wurden also allein im vier-
ten Quartal des vergangenen Jah-
res 42 Transporte mit radioaktiven 
Frachten im Zusammenhang mit 
der Atomenergie im Hamburger 
Hafen umgeschlagen. 
Im Schnitt passiert etwa alle drei 
Tage ein Atomtransport die Han-
sestadt. Viele der Atomtransporte 
erreichen Hamburg per Schiff und 
werden dann auf Zug oder LKW 
verladen. Die Veddel, Wilhelms-
burg, die Hafen-City und Harburg 
sind die am stärksten betroffenen 
Stadtteile. Seit 2023 gibt es so-
gar Genehmigungen für den Um-
schlag von radioaktiven Stoffen 
für zwei neue Hafen-Terminals.
Beteiligt an den Atomtransporten 
sind neben den Reedereien mit 
den von ihnen genutzten Schif-
fen und den Speditionen sowie 
den jeweiligen Transport-Geneh-
migungsinhabern auch im enge-
ren Sinne politische Akteur:innen 
wie beispielsweise der Hambur-
ger Senat und die städtischen Ha-
fenbetriebe.
„Sperrung des Hamburger Hafens 
und der städtischen Umschlags-
betriebe für alle Atomtranspor-
te!“, fordert darum die Kampag-
ne Atomtransporte durch Ham-
burg stoppen, die von zahlrei-
chen Initiativen getragen wird, 
darunter das Anti-Atom-Büro 
Hamburg, attac und Robin Wood.

Über Hamburg werden zahlreiche unterschiedliche radioaktive Stoffe 
umgeschlagen. Vom Uranerzkonzentrat über das hochgiftige Uran-
hexafluorid bis hin zu fertigen Brennelementen aus angereichertem 
Uran: Es gibt kaum einen Stoff der atomaren Produktionskette, der 
nicht per Schiff, LKW oder Zug durch Hamburg transportiert wird.

Atomfracht ahoi
Atomausstieg? Nicht im Hamburger Hafen!
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ministerium sei besonders gefor-
dert, die Nachbesserungen zu ver-
anlassen, es dürfe keinesfalls Ge-
nehmigungen auf der Grundlage 
alter Pläne einfach durchwinken. 
Der BUND-Vorsitzende Olaf Bandt 
sagte dazu: „Deutschland geht er-
schreckend unvorsichtig und kon-
zeptionslos mit seinem Atommüll 
um. An allen 16 Standorten ist die 
Situation der Lagerung des strah-
lenden Mülls problematisch. Erst 
im nächsten Jahrhundert wird 
es ein Endlager für hochradio-
aktive Abfälle geben. Die Zwi-
schenlager werden schleichend 
zu Langzeitlagern und sind dafür 
gar nicht ausgelegt. Deshalb dür-
fen die zuständige Gesellschaft 
BGZ und die politisch Verantwort-
lichen die Hände nicht länger in 
den Schoß legen und diese dra-
matische Entwicklung nicht wei-
ter ignorieren. Gleichzeitig darf 
das Zwischenlagerproblem kein 
Argument für eine Beschleuni-
gung der Atommüll-Endlager-
suche sein. Denn dann wäre die 
Suche zum Scheitern verurteilt.“

Der Angriffskrieg Russlands ge-
gen die Ukraine zeige, so der 
BUND, welches Gefahren- und 
Drohpotenzial durch Atomkraft-
werke und Atomanlagen entsteht. 
Sie seien Druckmittel und mögli-
che militärische Ziele. Solche Sze-
narien müssten Eingang in ein Si-
cherheitskonzept für die langfris-
tige Lagerung finden.
Atomgutachterin und Studienau-
torin Oda Becker: „Zwei deutsche 
Zwischenlager besitzen seit Jah-
ren aufgrund fehlender Sicher-
heitsnachweise keine gültigen 
Genehmigungen, sondern lagern 
die abgebrannten Brennelemente 
lediglich aufgrund aufsichtlicher 
Anordnungen. Es wäre fatal, aus 
diesen Fehlern nicht zu lernen und 
abzuwarten, bis eine derartige Si-
tuation an weiteren Standorten 
eintritt. Daher muss jetzt frühzei-
tig eine umfassende Überprüfung 
des gesamten Zwischenlagerkon-
zepts erfolgen.“ 
Susanne Gerstner, Landesvor-
sitzende BUND-Niedersachsen 
fügt mit Blick auf die Situation in 
Niedersachsen an: „Niedersach-
sen hat einen traurigen Spitzen-
platz, was gescheiterte Konzepte 
für Atommülllager betrifft. Zwar 
wurde der von vornherein unge-
eignete Standort Gorleben bei der 
Endlagersuche endlich aufgege-
ben. Bis heute gibt es jedoch kei-
ne Lösung für die Castor-Behäl-
ter, die in einer oberirdischen Zwi-
schenlager-Halle neben dem Er-
kundungsbergwerk aufbewahrt 
werden. Hinzu kommt ein hava-
riertes Atommülllager in der As-
se, das weiter abzusaufen droht. 
Wir erwarten, dass Politik aus die-
sen Skandalen lernt! Nach wie 
vor steht jedoch der Planfeststel-
lungsbeschluss für ein Lager in 
Schacht Konrad im Raum. Bereits 
zum Zeitpunkt der Genehmigung 
entsprach Schacht Konrad nicht 
dem Stand von Wissenschaft 
und Technik. Der BUND fordert 
das Land auf, das Atommüllpro-
jekt endlich aufzugeben und den 
Weg für eine transparente und 
wissenschaftlich basierte Stand-
ortsuche frei zu machen.“ 
Die Genehmigungen der Zwi-
schenlager in Deutschland lau-
fen zwischen 2034 und 2047 
aus. Sechs Jahre vor Ende 
der Aufbewahrungsgenehmi-
gung muss die zuständige BGZ 
den Verbleib der eingelagerten 
Brennelemente nachweisen. Für 
das Zwischenlager Gorleben 
ist das bereits im Jahr 2028.

Alle deutschen Atomkraftwer-
ke sind seit rund einem Jahr ab-
geschaltet, doch der Atommüll 
bleibt als radioaktives Erbe über 
Jahrmillionen erhalten und ge-
fährdet weiter Mensch und Na-
tur. Eine Studie im Auftrag des 
Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) zeigt, dass 
die Situation der 16 Zwischen-
lager für hochradioaktive Abfäl-
le immer noch teils hochproble-
matisch ist. 
Planung und Forschung der Bun-
desgesellschaft für Zwischenla-
gerung (BGZ) orientierten sich 
weiterhin an einem unrealisti-
schen und veralteten Zeitplan 
beim Umgang mit Zwischenla-
gern, so der BUND. Es werde kein 
Endlager bis 2051 geben. Laut Ent-
sorgungskommission (ESK) sei-
en Zeiträume von bis zu 120 Jah-
ren realistisch. Viele Zwischenla-
ger müssen aus Sicht des BUND 
darum schnellstens nachgebes-
sert werden. Es brauche ein so-
lides, deutschlandweites Sicher-
heitskonzept. Das Bundesumwelt-

Der Umweltverband BUND fordert von Behörden 
und Politik ein solides Sicherheitskonzept für die  
Zwischenlager.

NiX
ist OK

Atomausstieg? Nicht bei der Zwischenlagerung!

Zwischenlager in Gorleben
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  Ein Schwerpunkt der künfti-
gen Arbeit der Bürgerinitiative 
Lüchow-Dannenberg wird wohl 
die verlängerte Zwischenlage-
rung sein. Warum?

Seit klar ist, dass die Endlagersu-
che deutlich länger dauern wird 
als bei der Verabschiedung des 
Standortauswahlgesetzes ange-
nommen, wird man nicht mehr 
von einer Zwischenlagerung re-
den können. Wir steuern auf ei-
ne Langzeitlagerung zu. Es geht 
um weitere 100 Jahre, bis die 16 
Zwischenlager mit hochradioak-
tiven Abfällen, die es in Deutsch-
land gibt, geräumt werden kön-
nen. Aber die Genehmigung für 
das Lager in Gorleben läuft 2034 
aus, für Ahaus zwei Jahre spä-
ter. Wir müssen uns folglich jetzt 
schon darum kümmern, zumal 
das Genehmigungsverfahren in 
zwei Jahren anläuft.

    Immer wieder wird die Forderung 
auch aus eigenen Reihen erhoben, 
den in Gorleben lagernden Atom-
müll einfach abzutransportieren. 

Diesen Wunsch kann ja Jede:r 
nachvollziehen. Dem haben wir 
aber auf unserer Mitgliederver-
sammlung Anfang März erneut 
deutlich widersprochen. Martin 
Donat, unser BI-Vorsitzender, hat 
an die Grundposition in der Anti-
AKW-Bewegung erinnert, die lau-
tet „Nichts rein – Nichts raus!“. 
Die Castorbehälter sollten nur 
noch ein einziges Mal bewegt 
werden, nämlich, wenn der fest-
steht, hin zu dem Endlagerstand-
ort. Alles andere wäre ein unnöti-
ges zusätzliches Risiko. Kurz: Wir 
vertreten nicht die Position „not 
in my backyard“, sondern sagen 
„safety first“.

 Vor einer Einlagerung des 
Strahlenmülls müssen die Abfäl-
le noch konditioniert werden, al-
so endlagerfähig und -fertig ver-
packt werden. 

Richtig. Das kommt noch hinzu. 
Die Art dieser Verpackung hängt 
auch vom Wirtsgestein ab, also 
Ton, Salz, Granit. Das ist noch 
nicht entschieden, denn die End-

lagersuche befindet sich noch 
recht weit am Anfang. Theore-
tisch könnte man die Castorbe-
hälter, die eigentlich nur für Trans-
port und Lagerung vorgesehen 
sind, auch als Endlagerbehäl-
ter zulassen. Aber das wäre ein 
Hammer, weil dann korrodieren-
des Metall mit eingelagert und die 
Gasentwicklung bei einer tiefen-
geologischen Lagerung ein Rie-
senproblem würde… 

    Bleiben wir mal oben. Da lagern 
1900 Behälter in diversen oberirdi-
schen Hallen überall in Deutsch-
land. Wie gefährlich ist das?

Ich persönlich sehe das größte 
Problem darin, dass die Hallen 
keinen ausreichenden Schutz bie-
ten gegen Flugzeugabsturz, Droh-
nen, Beschuss. Denkbar sind auch 
Sabotage, Geiselnahme, Erpres-
sung, Cyberangriffe. Im Fach-
jargon wird der Komplex dieser 
Gefahren „Sonstige Einwirkun-
gen Dritter“ (SEWD) genannt. 
Und im Kriegsfall kann man die-
se Hallen ohnehin nicht schützen. 

Zusammen mit vielen Verbündeten aus der Anti-Atom-Bewegung hat es die 
Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg (BI) in jahrzehntelangem Kampf geschafft, 
Gorleben zu kippen. Seit Herbst 2020 ist klar, dass der ungeeignete Salzstock im 
Wendland niemals Endlager für Atommüll wird. Nun will die BI mit unvermin-
derter Kraft zum Thema Zwischenlagerung weiterarbeiten. Andreas Conradt hat 
deren Pressesprecher, Wolfgang Ehmke, zu den Beweggründen befragt.

Weder sicher noch gesichert
Atomausstieg? Nicht bei der Zwischenlagerung!
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Zum Vergleich: In Lubmin an 
der Ostsee wird eine Castorhal-
le neu gebaut, bei der die Wand-
stärke 160 Zentimeter rundher-
um betragen wird. Das wäre un-
sere Zielmarke auch für die Halle 
im Wendland. Dazu kommt, dass 
sogar bei sieben der robusteren 
Lagern eine zusätzliche umlau-
fende Wand hochgezogen wur-
de. Diese Wände soll es auch in 
Gorleben und Ahaus geben, aber 
sie werden dagegen ein Witz: nur 
zehn Meter hoch, obwohl die Hal-
len 20 Meter hoch sind. Und nach 
oben bleibt sowieso alles offen. 
Die BGZ spricht davon, dass diese 
läppischen Wände in Ahaus und 
Gorleben Schutz gegen Nahkampf 
bieten werden, also das Eindrin-
gen in die Hallen verhindern sol-
len. Das ist doch realitätsfern!

     Was wäre denn die beste Art 
der Langzeitlagerung? Du hast 
wiederholt die Verbunkerung ins 
Spiel gebracht und …

Ja, aber da musste ich mich auf 
der Mitgliederversammlung kor-
rigieren. Unter Verbunkerung 
versteht man eine unterirdische, 
oberflächennahe Lagerung. Ich 
halte das eigentlich für richtig, 
aber für politisch nicht durchsetz-
bar. Selbst das Mindeste, das ge-
boten ist, wird letztlich schwer 

durchzusetzen sein: Die Hallen in 
Gorleben und Ahaus müssen min-
destens eingehaust werden, das 
Sauberste wären Neubauten.

    Bezahlt werden Zwischen- und 
Endlagerung aus dem ohnehin 
schon viel zu kleinen Fonds zur Fi-
nanzierung der kerntechnischen 
Entsorgung (KENFO), in den die 
alten AKW-Betreiberfirmen 24 
Milliarden Euro eingezahlt ha-
ben. Endlagersuche, Langzeit-
lagerung der Castoren und aller 
anderen Arten von Atommüll – 
und jetzt auch noch Neubauten 
von Zwischenlagern? Wie soll das 
gehen?

Wenn es um die Forderung Neu-
bau geht, dann zielt die auf die 
beiden Lager der ersten Gene-
ration, also Gorleben und Ahaus. 
Das ist meines Erachtens un-
ausweichlich. Alles andere wä-
re ein Spiel mit dem atoma-
ren Feuer. Eine Sofortmaßnah-
me wäre in jedem Fall ein Über-
flugverbot. Das gibt es an al-
len anderen Zwischenlagern, 
weil das auch AKW-Standorte 
waren. Nur nicht in Ahaus und 
Gorleben. Dass ein Neubau mög-
lich ist, zeigt das Beispiel Lub-
min/Greifswald. Interessant: Das 
ist kein BGZ-Projekt, da sind die 
Energiewerke Nord zuständig.

Die Bundesgesellschaft für Zwi-
schenlagerung (BGZ) als Betrei-
berin redet sich damit heraus, das 
sei nicht ihr Metier, sondern Sa-
che der Landesverteidigung.

   Die BGZ behauptet, dass die 
Hallen nur den Zugang zu den Be-
hältern versperren und die Cas-
toren möglichen „Einwirkun-
gen“ wie Flugzeugabstürzen 
auch ohne weitere Umbauun-
gen standhalten. Außerdem soll 
in Gorleben noch eine zusätzli-
che Mauer um die Halle gezogen 
werden. Reicht das nicht?

Langsam. Schritt für Schritt. 
Wenn es so wäre, warum haben 
dann die Zwischenlager, die zeit-
lich nach Ahaus und Gorleben er-
richtet wurden, deutlich dickere 
Wände erhalten? 
Man unterscheidet das WTI-Kon-
zept, da kommt man immerhin 
auf 70 bis 85 Zentimeter Wand-
stärke, und das STEAG-Konzept, 
da sind es sogar 120 Zentimeter. 
In Gorleben und Ahaus dagegen 
beträgt die Dicke der Wand am 
Boden nur 50 Zentimeter, nach 
oben verjüngt sie sich sogar auf 
nur noch 20 Zentimeter, die De-
cke ist auch nur 20 Zentimeter 
stark. Deshalb heißt die Halle 
im Anti-Atom-VolXmund auch 
spöttisch „Kartoffelscheune“. 

Die verbliebenen Atomanlagen in Gorleben (v. l. n. r.): Pilotkonditionierungsanlage, Castorhalle
und Lagerhalle für schwach- und mittelaktive Abfälle
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  Es gibt aber auch Kritik aus 
den eigenen Reihen daran, dass 
du die Neubauten in den Vorder-
grund stellst.

Richtig. Ich bin da erklärterma-
ßen einseitig, weil ich das Thema 
Sicherung der Anlage mit Blick auf 
die anstehende Neugenehmigung 
für sehr bedeutsam halte. 
Geht es dagegen aber um die 
Sicherheit der Anlage, dann spie-
len natürlich ganz andere Aspek-
te eine große Rolle. Die habe ich 
zwar nicht vergessen, aber da 
passiert schon mehr. Die BGZ 
muss ja nachweisen, dass es in 
den Behältern mit abgebrannten 
Brennelementen keine Kettenre-
aktion gibt, dass keine Radioakti-
vität austritt, dass es ein Repara-
turkonzept gibt. Sie hat dazu ein 
Forschungsprogramm aufgelegt, 
das wir kritisieren:
Die wollen nur nachweisen, dass 
in Gorleben und Ahaus und spä-
ter an allen anderen Standorten, 
die sukzessive die Genehmigung 
verlieren, alles so bleiben kann 
wie bisher. Die „Fachgruppe Ra-
dioaktivität“ der BI hat dazu einen 
Forderungskatalog erarbeitet. Da-
rin geht es um die Überwachung 
der einzelnen Behälter – man kann 
sich das ein wenig wie Fiebermes-
sen vorstellen: Es reicht nicht, die 
Deckeldichtungen im Blick zu ha-
ben. Die große Frage ist, was pas-
siert bei einer so langen Lagerzeit 
im Inneren den Behälter? Und sind 
die Behälter dann überhaupt noch 
transportfähig?

   Muss man die Behälter nicht 
auch öffnen und Proben nehmen, 
um zu sehen, ob Hüllrohre zer-
stört sind oder bei den Kokillen 
das Glas versprödet ist?

Ich fand das anfangs richtig, aber 
musste mich korrigieren. Wolf-
gang Kallen von unserer „Fach-
gruppe Radioaktivität“ meint ganz 
richtig: Was hat man davon, wenn 
man zum Bespiel feststellt, dass 
Hüllrohre in den Behältern mit ab-
gebrannten Brennelementen zer-
bröselt sind? Ich weiß, dass einer 
unserer wissenschaftlichen Bera-
ter, Wolfgang Neumann von der 
Gruppe Ökologie Hannover, das 
Öffnen favorisierte. Das ist zumin-
dest keine Sofortforderung. Viel-
leicht muss man in einigen Jahr-
zehnten, wenn es um die Konditio-
nierung der Abfälle geht, das The-
ma noch einmal ganz neu anfas-
sen. Denn erstens müssen diese 

transportabel sein, wenn die Lager 
eines Tages geräumt werden. Das 
muss die BGZ bei der Neugeneh-
migung der Zwischenlager nach-
weisen. Zweitens müssen die Be-
hälter eines Tages ohnehin geöff-
net werden, weil die Abfälle endla-
gerfertig verpackt werden müssen. 

   Wenn Castoren doch geöff-
net werden müssten, wäre dann 
nicht die Pilotkonditionierungs-
anlage (PKA) mit ihrer heißen Zel-
le gleich neben dem Zwischenla-
ger in Gorleben der beste Ort?

Die Pilotkonditionierungsanla-
ge war für das Umverpacken des 
Atommülls mit Blick auf das Endla-
ger im Salzstock nebenan gedacht. 
Die Anlage entfällt nun, weil der 
Zweck entfallen ist und weil sie si-
cherheitstechnisch gar nicht mehr 
für derartige Experimente geeig-
net wäre. Die BGZ hat den Ab-
riss der PKA bereits angekündigt.

    Müsste bei einem so wichtigen 
Unterfangen wie der Langzeitla-
gerung nicht auch die Öffentlich-
keit beteiligt werden?

Unbedingt! Die Zwischenlagers-
tandorte müssen bei der Debat-
te um die Langzeitlagerung ei-
ne Stimme bekommen. Wir wol-
len einen Begleitprozess, in dem 
Kommunen, Umweltinitiativen 
und Verbände, Bürgerinnen und 
Bürger sich einbringen können. 
Die BGZ rühmt sich ihres „Stand-
ort-Dialogs“. Aber deren Veran-
staltungen vermitteln eben nur 
Informationen, Beteiligung heißt 
aber Mitsprache, zum Beispiel 
wenn es um das BGZ-Forschungs-
programm geht. 
Aus der Zivilgesellschaft kamen in 
der Vergangenheit immer wieder, 
ich will nicht sagen die besten, 
aber wertvolle Vorschläge, wenn 
es um Sicherheitsdefizite der Be-
hälter und ihrer Lagerung ging.

    Das sind viele Forderungen und 
die Zeit läuft…

Ja, das wissen wir. Nicht unbe-
dingt für uns. Wenn alles nichts 
nützt, wenn wir jetzt nicht ge-
hört werden, müssen wir uns 
Gehör verschaffen, wie in alten 
Zeiten. Vor den Toren der Zwi-
schenlager zuallererst. Und Geld 
zurücklegen für Klagen. Im Mo-
ment geht es auch darum, die 
politischen Entscheider zu errei-
chen. Und die sitzen in Berlin.

Wir schaffen das

Sicherung

Im Zusammenhang mit Zwischenlagern sind da-
mit zum Beispiel die Stabilität der Lagerhallen 
gemeint, die Wandstärken, aber auch die Frage, 
ob es ein Überflugverbot gibt.

Sicherheit

Im Kontext meint der Begriff Dinge wie Über-
wachung der Behälter, wissenschaftliche Be-
gleitprogramme und eine Gesamtsicht auf alle 
16 Zwischenlager.

Die Anti-Atom-Bewegung kritisiert den allzu 
sorglosen Umgang von Betreibern, Politik und 
Behörden mit beiden Kategorien.
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logischen Zustand und einem 
günstigen Erhaltungszustand für 
Lebensräume und Arten sind zen-
trale, gesetzlich verankerte, ge-
sellschaftlich breit unterstützte, 
von den Verantwortlichen voran-
getriebene und auch von Seiten 
der Ingenieurwissenschaften als 
reizvoll wahrgenommene Ziele 
und Aufgaben. Flussbaulich he-
rausfordernd ist dabei, ei-
ne Vereinbarkeit von 
ökologischen Zie-
len mit Nut-
zungsan-
f o r -

derungen, insbesondere aus dem 
Verkehrswasserbau, zu erreichen. 
Denn die Wirkungen der für die-
se Ziele jeweils als günstig ange-
sehenen Maßnahmen am und im 
Fluss stehen einander mitunter 
entgegen.“ Auch Umweltverbän-
de kritisieren Teile des GKE und 

                (GKE), das 
im Jahr 2017 von zwei Bundes-
ministerien und neun Bundeslän-
dern erstellt wurde, sind gemein-
same Ziele und Maßnahmenvor-
schläge zur künftigen Nutzung 
der Elbe formuliert worden, die 
im Laufe der kommenden Jahr-
zehnte umgesetzt werden sollen. 
Konsens herrscht dabei nur über 
die wenigsten Dinge. In der Ein-
leitung zu einem Artikel über „die 
zukünftige Entwicklung der Elbe“ 
schreibt beispielsweise Prof. Dr.-
Ing. Nils P. Huber von der Bun-
desanstalt für Wasserbau (BAW): 
„Die ökologische Weiterentwick-
lung der deutschen Binnenel-
be zu einem guten öko-

Seit Jahrzehnten wird über den Ausbau der sogenannte Elbe-Reststrecke zwi-
schen Dömitz und Hitzacker an der Nordgrenze des Wendlands diskutiert. 

Lange Zeit haben insbesondere Verantwortliche des Hamburger Hafens den 
Ausbau dieses relativ unverbauten Teils der Elbe gefordert, um ganzjährige 

Schiffbarkeit von Containern ins Hinterland zu ermöglichen. Mittlerweile ist 
die Hamburg Port Authority von ihrer Forderung abgerückt, doch jenseits aller 
Zweifel über Sinn und Durchführbarkeit des Vorhabens lebt das Projekt in den 

Köpfen verantwortlicher Behördenmitarbeiter weiter. Von Dr. Erich Bäuerle

Viel Sand, wenig Wasser, kein Bedarf

IM GESAMTKONZEPT ELBE
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wenden sich vor allem gegen die 
zu erwartenden negativen ökolo-
gischen Auswirkungen. So sind 
also längst nicht alle Ziele und 
Maßnahmen unumstritten. Huber 
spricht davon, dass eine „Über-
frachtung von einzelnen Maßnah-
men mit der Erwartung, die Defi-
zite an der Elbe in größtmöglicher 
Breite und skalenübergreifend re-
duzieren und damit viele Ziele des 
GKE gleichzeitig adressieren zu 
können, (…) aufgrund des dyna-
mischen Charakters von Flüssen 
vermieden werden“ sollte.
Eine dieser Erwartungen leitet 
sich ab aus der einst durch die 
Hamburg Port Authority (HPA) 
behaupteten Notwendigkeit, die 
Schiffbarkeit der Mittelelbe, ins-
besondere der sogenannten El-
be-Reststrecke zwischen Hitza-
cker und Dömitz, so zu verbes-
sern, dass die ebenfalls durch die 
HPA behauptete ständig steigen-
de Zahl der im Hamburger Hafen 
angelieferten Container, wenigs-
tens zum Teil, aber umgehend, 
mit Hilfe von Binnenschiffen auf 
der Elbe ins Hinterland verfrach-
tet werden kann.

 Weniger Container
als prognostiziert

Begründet wurde der Anspruch 
der ganzjährigen Schiffbarkeit 
lange Zeit mit dem rasanten An-
stieg des Containerumschlags im 
Hamburger Hafen in den Jahren 

von 1991 bis 2001. Diese 
Steigerungsraten 

hatten bei 
d e r 

Fortschreibung der Prognose im 
Jahr 2004 offenbar dazu verführt, 
bis zum Jahr 2015 einen weite-
ren Anstieg auf das 2,4-Fache in-
nerhalb von nur elf Jahren anzu-
nehmen. Eine Grenze des Wachs-
tums schien in der Hansestadt da-
mals niemand für möglich zu hal-
ten. Mit der Weltwirtschaftskrise 
2008 brachen die Werte allerdings 
dramatisch ein. Nach einem Tief-
punkt im Jahr 2009 hoffte man im 
Hafen darauf, dass sich die Lage 
wieder erholen würde – Zeit für 
eine neue Prognose, die der HPA 
vom Institut für Seeverkehrswirt-
schaft und Logistik (ISL) auch ge-
fälligst geliefert wurde und durch 
die Ankündigung einer Verdreifa-
chung des Containerumschlags 
innerhalb der folgenden 15 Jah-
re zweifellos für überschwäng-
lichen Optimismus sorgte. Drei 
Jahre später sah man sich ange-
sichts der tatsächlichen Entwick-
lung allerdings genötigt, eine Kor-
rektur vorzunehmen: Nur noch 
eine Verdopplung innerhalb von 
zwölf Jahren – mit einem dezen-
ten Vermerk im Kleingedruckten, 
dass man von einer erfolgreichen 
Durchführung der Elbvertiefung 
ausginge und der Hoffnung sei, 
dass die Hamburger Bemühun-
gen, auf internationaler Ebene die 
Größe der zukünftigen Neubau-
ten der Hochsee-Containerschif-
fe zu begrenzen, zum Erfolg füh-
ren würden. Inzwischen ist klar, 
dass das Offenhalten der mitt-
lerweile vertieften Elbe zwischen 
Hamburg und Cuxhaven enorme 
Probleme bereitet und dass ei-
ne Beschränkung der Größe von 
Containerschiffen vom Tisch 

ist. Schon mittelfristig wer-
den die größten Car-

rier Hamburg nicht mehr anlau-
fen können und die Umschlags-
kapazität im Hafen zwangsläufig 
sinken. Dennoch gab es 2022 ein 
weiteres Gutachten der Hamburg 
Port Authority über die Entwick-
lung des Containerumschlags – 
das allerdings im grotesken Wi-
derspruch zu den Gegebenhei-
ten stand und immer noch eine 
Vordopplung des Containerum-
schlags bis 2035 vorhersagte. 
Ein Alternativgutachten auch aus 
dem Jahr 2022 von Dr. Fels von 
der Universität Hamburg dagegen 
konstatierte ernüchternd, dass es 
schon als Erfolg zu sehen wäre, 
wenn der Hamburger Hafen seine 
Zahlen wenigstens halten könnte. 
Dazu passen die Anfang März die-
ses Jahres gemachten Angaben 
von Hafen Hamburg Marketing, 
dass im Jahr 2023 der Container-
umschlag um weitere 4,7 Prozent 
gesunken sei. Man spricht von ei-
nem „dramatischen Wert“. 
Aus Sicht der Hamburger Ha-
fenverwaltung gab es also jahr-
zehntelang ein Problem: Wohin 
mit den vielen Containern? Der 
Platzbedarf, so befürchtete man 
damals, würde in jedem Fall weit 
über die Kapazität des Hambur-
ger Hafens hinausgehen. Geplant 
war ein externes Verteilzentrum in 
Wittenberge in Brandenburg: An-
lieferung der Container per Bin-
nenschiff direkt aus Hamburg, 
Verteilung per Bahn, Schiff und 
LKW.
Inzwischen ist man in Hamburg 
zu einer realistischeren Einschät-
zung über die Kapazität des Ha-
fens gekommen: „Den Teil der im 
Hamburger Hafen angelandeten 
Container, der über die Mittelel-
be in den Hafen von Wittenberge 

ElbeElbe
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tiefe der Mittelelbe ist nicht gera-
de leicht zu managen. Zum einen, 
weil sich durch die alternierenden 
Sandbänke im Bereich und fluss-
abwärts der Resttrecke ein steti-
ger Wechsel in der Beschaffenheit 
des Flussbettes vollzieht und zum 
anderen, weil es Jahre gibt, in de-
nen wochenlang (für die vergan-
genen Jahre kann man sagen: mo-
natelang) gar nicht genug Wasser 
im Fluss ist. Dennoch gab es sei-
nerzeit aus Hamburg die weitrei-
chende Forderung eines Ausbaus 
der Mittelelbe mit einer garantier-
ten Fahrrinnentiefe von 1,40 Me-
ter bezüglich des gleichwertigen 
Wasserstands.
Dazu gehört nicht nur, längs der 
gesamten Strecke diese 1,40 Me-
ter tiefe und 50 Meter breite Rin-
ne herzustellen (damit wäre die 
Garantie erfüllt), sondern – das 
kann allerdings nicht garantiert 
werden –, dass der Fluss genü-
gend viel Wasser führt, so dass 
der Wasserstand in dieser Rinne 
auch tatsächlich 1,40 Meter über 
Grund ist. Um es zu verdeutlichen: 
Der gleichwertige Wasserstand 
(GlW) ist eine für jede Stelle des 
Flusslaufs aufgrund von langjäh-
rigen Beobachtungen definierte 

Größe, die ihren Sinn darin hat, 
die lokale Schiffbarkeit längs des 
Flusses vergleichen zu können. 
Mit dem aktuellen Wasserstand, 
von dem wir wissen, dass er ext-
remen Schwankungen unterliegt, 
hat das nichts zu tun. Deshalb sa-
gen die „1,40 Meter unter GlW“ 
auch nur etwas darüber aus, wie 
die Beschaffenheit des Flussbetts 
ist, aber nichts darüber, ob genü-
gend Wasser im Fluss ist. Die re-
alen Verhältnisse sind nämlich 
starken zeitlichen Veränderlich-
keiten unterworfen und von teil-
weise wochenlang anhaltenden 
Phasen von Niedrigwasser ge-
kennzeichnet, während derer kei-
ne Schifffahrt stattfinden kann – 
daran würde auch eine perfekt ge-
staltete Fahrrinne von 1,40 Meter 
unter GlW nichts ändern!
Dieses Dilemma bliebe prinzipiell 
auch bestehen, wenn – wie im Ge-
samtkonzept Elbe für den Bereich 
der Reststrecke geplant – weiter 
gehende, umfangreiche Umge-
staltungen des Flusses vorge-
nommen würden, seien es Deck-
werke, die wie eine Art Leitplanke 
die Breite des Flusses einschrän-
ken, oder vorgestreckte Buhnen, 
die das Wasser in die Flussmitte 

verschifft werden sollte, von wo 
aus die weitere Verteilung geplant 
war, gibt es gar nicht!.” Für Ham-
burg hat ein Ausbau der Mittelel-
be – und damit der Reststrecke 
zwischen Dömitz und Hitzacker – 
mittlerweile an Dringlichkeit ver-
loren. Die HPA spricht schon lan-
ge nicht mehr davon – aber die 
Behörden wollen von dem in ver-
schiedenen Gesetzen und Verord-
nungen verankerten Versprechen 
der Schiffbarkeit nicht abweichen. 
„Anordnung von oben“ heißt es 
auf Nachfrage, wobei das „oben“ 
nebulös bleibt. „Ganz oben“ aber, 
also bei der HPA, ist man, wie ge-
sagt, längst weg von der Forde-
rung nach Ausbau. Ein Bedarf für 
den Ausbau der Reststrecke ist 
schlicht nicht mehr gegeben.

 Unberechenbares
Verhalten der Elbe

Trotz des stillschweigenden Ab-
rückens des Hamburger Hafens 
von dem Projekt bleibt die Ge-
fahr, dass stures Behördenhan-
deln der Reststrecke den Gar-
aus macht – mit dann notwendi-
gerweise massiven Eingriffen in 
den Fluss, denn die Fahrrinnen-
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fokussieren, beides in der Hoff-
nung, dass die alternierenden 
Sandbänke zum Verschwinden 
gebracht werden könnten. 
Man ist aber, trotz gewaltiger 
Fortschritte bei der physikali-
schen und numerisch-mathema-
tischen Modellierung, noch weit 
davon entfernt, die zeitliche Ent-
wicklung des Flussbetts und des 
damit verbundenen Fließverhal-
tens vorhersagen zu können. 
Das ist übrigens auch bei der 
flussaufwärts gelegenen „Erosi-
onsstrecke“ zwischen Mühlberg 
und der Saalemündung nicht ge-
lungen, wo sich die Elbe trotz 
massiver künstlicher Zufuhr von 
Sand und Kies immer tiefer in ih-
ren Untergrund eingräbt. Die Ur-
sachen hierfür sind in teilweise 
weit zurück liegenden Maßnah-
men wie Flussregulierungen, dem 
Bau von Talsperren und Staustu-
fen im tschechischen Teil der Elbe 
beziehungsweise im Gebiet der 
Saale und anderer Nebenflüsse 
zu finden, durch die das Gleich-
gewicht zwischen Erosion und Se-
dimentation gestört wurde.  Die 
Nachwirkungen sind auch noch 
nach Jahrzehnten zu spüren und 
können trotz intensivster Bemü-
hungen immer noch nicht kom-
pensiert werden. Besorgniserre-
gend ist die Beobachtung, dass 
sich der Bereich mit der stärksten 
Erosion ganz allmählich flussab-
wärts ausbreitet. Ein solches sehr 
dynamisches Gleichgewicht zwi-
schen Erosion und Sedimentation 
ist laut einer von Dr. Gudrun Hille-
brand von der Bundesanstalt für 
Gewässerkunde (BfG) gemachten 
Aussage für den Bereich der Rest-
strecke über die zurückliegenden 
Jahre hinweg als „ausgeglichen“ 
zu bezeichnen. In dieses Gleich-
gewicht einzugreifen, um einem 
schon längst nicht mehr gegebe-
nen Bedarf Genüge zu tun, hie-
ße, ohne Not Prozesse zu initiie-
ren, deren Folgen nicht vorherzu-
sagen sind.
Ein Beispiel aus jüngster Vergan-
genheit zeigt, dass uns der Fluss 
immer wieder mit unvorhersehba-
ren Phänomenen überrascht. In ei-

nem Bericht der BAW von 2019 ist 
folgende Episode dokumentiert: 
Für den Flussbogen bei Wusse-
gel, der in der Regel gekennzeich-
net ist durch das gängige Bild ei-
nes Gleithangs, also einer mäch-
tigen Sandbank auf der Innensei-
te der Kurve, ergaben Peilungen, 
dass sich 2017 für einige Wochen 
eine völlig andere Situation ein-
gestellt hatte: Die tiefe Rinne, die 
normalerweise am Prallhang, al-
so auf der Außenseite der Kurve, 
anzutreffen ist, hat – unter Miss-
achtung der anerkannten Regeln – 
die Seite gewechselt. Offensicht-
lich hat eine linksseitig flussab-
wärts wandernde Sandbank die 
Vertiefung des Prallhangs aufge-
füllt und überhöht, wodurch die 
Strömung des Flusses umgelenkt 
wurde in Richtung der Innensei-
te und dort – gegen alle Regeln 
der Morphodynamik – eine Rin-
ne gegraben hat. Eine solche Ent-
wicklung durch bauliche Maßnah-
men kontrolliert steuern zu wol-
len, ist fernab der auf dem Gebiet 
des Flussbaus gegebenen Mög-
lichkeiten.  
Professor Huber von der Bundes-
anstalt für Wasserbau bringt es in 
seinem eingangs erwähnten Arti-
kel auf den Punkt: „Es ist der Be-
deutung der Elbe angemessen und 
daher zu wünschen, dass einer 
umsetzungsorientierten und dem 
Lernen vom Fluss verpflichteten 
Vorgehensweise Vorzug gegeben 
wird vor einem auf die Erreichung 
eines illusionären Optimums aus-
gerichteten Prozess. Denn auch 
angesichts ehrgeiziger Ziele gilt: 
Der Planbarkeit dynamischer 
Systeme sind Grenzen gesetzt!“

Wir schaffen das

Die Reststrecke

In der Elbe-Reststrecke ist der Gewässerlauf 
zwischen den Buhnen links und rechts der El-
be etwa 50 Meter breiter als in den angrenzen-
den Streckenabschnitten stromab und strom-
auf. Kriegsbedingt wurde im 20. Jahrhundert 
in diesem Streckenabschnitt der Elbe die Bau-
werksanpassung ausgesetzt und auch zu Zei-
ten der deutschen Teilung nicht mehr realisiert. 
Die für die schifffahrtliche Nutzung nur einge-
schränkt regelungswirksamen Bauwerke füh-
ren in diesem Streckenabschnitt zu einem un-
gleichmäßigen Sedimenttransport. Eine Folge 
davon sind sehr große, wandernde Sandbänke, 
die sich im Gewässerbett stromab bewegen. Für 
die Schifffahrt besteht hier stets die Gefahr, auf 
Grund zu laufen. Bereits in den 1990er Jahren 
wurden von der Bundesanstalt für Wasserbau 
und der Bundesanstalt für Gewässerkunde 
Untersuchungen für ein wasserbaulich-öko-
logisches Konzept zur verkehrlichen Ertüchti-
gung der Reststrecke durchgeführt. Die Pläne für 
Maßnahmen zur Anpassung dieses Streckenab-
schnitts mit dem Ziel, die wiederkehrenden Aus-
baggerungen zu vermeiden, wurden nach dem 
Hochwasser vom August 2002 auf Beschluss 
der Bundesregierung abgebrochen.

Kommentar

Um es klar zu sagen: Große Teile des Gesamt-
konzepts Elbe (GKE), speziell diejenigen, die 
Reststrecke betreffend, sind ein Durchsetzungs-
programm von längst hinfälligen ökonomischen 
Interessen. Durch die Einbindung von Umwelt-
verbänden und einer vorgeblichen Bürgerbetei-
ligung soll der Eindruck entstehen, dass dieses 
„Gesamtkonzept“ als Ganzes im Konsens mit-
getragen würde.
An der Notwendigkeit eines Gesamtkonzeptes 
für die Elbe besteht aus ökologischer Sicht kein 
Zweifel, und unbestreitbar enthält das vorliegen-
de GKE zahlreiche positive Ansätze. Aber dass 
jetzt von der Vielzahl der angestrebten Maßnah-
men ausgerechnet der Ausbau der Reststrecke 
Priorität erhält, obwohl die Notwendigkeit hier-
für längst nicht mehr gegeben und die Folgen 
nicht absehbar sind, lässt die anderen, teilweise 
durchaus positiven Intentionen zu Nebensäch-
lichkeiten verkommen.

Quellen
Gesamtkonzept Elbe
Bundesanstalt für Wasserbau
Bundesanstalt für Gewässerkunden
Hamburg Port Authority
Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logistik
eigene Recherchen
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links: Die Elbe bei Dömitz
vorherige Seite: größere Schiffe als die Ever Ace (hier im Hafen von Felixstowe, GB) werden Hamburg nicht anlaufen können
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Gut zehn Jahre ist es her, dass Greenpeace eines
ihrer Schiffe an einen ungewöhnlichen Ort brachte: 
Seit 2013 steht die BELUGA im Wald bei den
Gorlebener Atomanlagen. Der ehemalige STERN-
Reporter und Chefredakteur der Seglerzeitschrift 
YACHT, Kai Krüger, erzählt seine Geschichte mit dem 
Schiff – und wie umfangreich die Bürgerinitiative
Lüchow-Dannenberg Anfang der 1980er-Jahre an 
Kauf und Umbau beteiligt war.
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Dreieck als
Endpunkt eines 
Kreises

Wenn während der diesjährigen 
Kulturellen Landpartie am 17. Mai 
der Politische Freitag an den Ato-
manlagen bei Gorleben über die 
diversen Bühnen geht, dann ge-
schieht das größtenteils auf ei-
nem dreieckigen Stück Rasen 
mitten im Wald: dem sogenann-
ten Beluga-Dreieck zwischen dem 
ehemaligen Erkundungsbergwerk 
und dem immer noch in Betrieb 
befindlichen Zwischenlager. Mit-
ten auf dem Dreieck ein Schiff: 
die BELUGA I, das ausgemus-
terte Missionsschiff der Umwel- 
torganisation Greenpeace.
Was niemand weiß im Wendland: 
Dass aus dem 1983 ausgemus-
terten und von Greenpeace billig 
erworbenen Bremer Feuerlösch-
boot überhaupt erst das Einsatz- 
und Laborschiff werden konnte, 
das da heute im Wald steht, ist 
finanziell zur Hälfte und tatsäch-
lich wohl sehr weitgehend der 
Bürgerinitiative Lüchow-Dannen-
berg (BI) zu verdanken. Oder, um 
genau zu sein, mir, dem alten BI-
Kämpen und -Mitglied, Kai Krüger. 

 Beginn in der Küche von
Monika Griefahn

Alles begann damit, dass die 
ersten deutschen Greenpeace-
Aktivist:innen, Monika Griefahn, 
Harald Zindler und Gerhard „Wal-
li“ Wallmeyer, mich, den damali-
gen STERN-Reporter Kai Krüger 
ausgeguckt hatten, ihren ersten 
Einsatz in Deutschland journalis-
tisch zu begleiten. Dabei ging es 
um die geheimdienstlich aufge-
zogene Schornsteinerklimmung 
und 26 Stunden währende -beset-
zung im Hamburger Boehringer-
Werk an der Andreas-Meyer-Stra-
ße im Industriegebiet Billwerder-
Moorfleet. Die Aktion führte am 
Ende zur Schließung des Werks 
und zum auf immer sichtbaren 
und pflegebedürftigen Boehrin-
ger-Giftmüllberg am Hamburger 
Autobahnanfang Veddel/Georgs-
werder. Und sie führte anschlie-
ßend zu meiner journalistischen 
Begleitung des ersten Europa-Ein-
satzes von Greenpeace auf See 
für den STERN. Das war an Bord 
der ersten RAINBOW WARRIOR 
im Nordatlantik gegen den Wal-
fang zwischen Island und Grön-
land. 
Die hiesigen Greenpeace-Grün-
der wollten mich danach zu ih-
rem Vereinsvorsitzenden ma-
chen, was an David McTaggart 
scheiterte, dem internationalen 
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Greenpeace-Chef und Leiter der 
besagten Walfang-Aktion. Er hielt 
einen Journalisten mit der Milli-
onenreichweite des damaligen 
STERN an der Spitze eines Green-
peace-Landesvereins, das heißt 
mit Kenntnis aller Interna, für eine 
schlechte Idee. Und zwar für bei-
de Seiten. Recht so, aber ich war 
drin in den Greenpeace-Anfän-
gen, die in Monika Griefahns Kü-
che in Hamburgs Saarlandstraße 
ihren aktiven Lauf nahmen. 

 Konservative Segler helfen
die BELUGA zu finanzieren

So berichtete ich auch in der 
YACHT, wo ich vor und nach dem 
STERN Chefredakteur und da-
zwischen Autor war, über Green-
peace und deren Aktionen aus ers-
ter Hand. Das führte 1984 in der 
YACHT zu meinen beiden Green-
peace-Berichten „Sie halten ihre 
Köpfe für uns alle hin“ und „Grüne 
Helden, grauer Alltag“. Anlass wa-
ren die damals von Greenpeace 
mit Frontfrau Griefahn auf allen 
Kanälen bekämpften Dünnsäure-
Verklappungen in der Nordsee. Im 
ersten Bericht rief ich die Leser 
dazu auf, beim Deutschen Seg-
ler- beziehungsweise Motoryacht-
Verband gegen Meereseinleitun-
gen zu protestieren, was auch 
reichlich geschah. Im zweiten 
Artikel bat ich meine Leser:innen 
darum, für die frisch erworbene 
BELUGA zu spenden, in nachvoll-
ziehbaren Verrechnungsschecks. 
Das erbrachte die damals stolze 

Summe von rund 400 000 Mark 
und damit die Hälfte des auf zu-
nächst eine dreiviertel Million ver-
anschlagten Um- und Ausbaue-
tats für die BELUGA. 
Die Verleger der YACHT ließen 
mir immer freie Hand. Aber ich 
wusste, dass sie angesichts der 
eher konservativen Leserschaft 
ein fettes Bauchgrimmen darüber 
hatten, überhaupt einen Artikel 
über diese damals noch recht aus-
gefransten Greenpeace-Leute zu 
bringen. Und dann noch groß auf-
gemacht und gleich in zwei Heften 
nacheinander. Umso mehr waren 
nicht nur sie vom unerwarteten 
Echo geplättet. Wer weiß, wie es 
ohne diese halbe Miete aus der 
Seglerschaft mit dem Feuerlösch-
boot weitergegangen wäre. 

 Das BELUGA-Dreieck
schließt den Kreis

Diese Feder stecke ich mir durch-
aus an den Hut. Und ich gebe sie 
gern weiter an die BI, in der ich 
ja zu der Zeit stark engagiert und 
aktiv war, von meinem damali-
gen Erst- und Familienwohnsitz 
in Thurau bei Woltersdorf aus. 
Alles hängt mit allem zusammen, 
und wenn ich die auf dem Gorle-
bener Dreieck als Mahnmal priva-
tisierende BELUGA sehe, schließt 
sich für mich ein Kreis. Dieses Be-
luga-Dreieck mag äußerlich aus 
einem dreieckigen Stück Rasen 
im Wald bestehen. Inhaltlich be-
steht es – für mich jedenfalls – 
aus Greenpeace, BELUGA und BI. 

Wendland

Die Beluga nimmt 1984 ihren Dienst auf. Aus-
gestattet mit einem modernen Bordlabor, bietet 
die Beluga Aktivist:innen die Möglichkeit, in Ge-
wässern Schadstoffmessungen vorzunehmen. 
Im Juli 1985 startet das Schiff zur ersten Akti-
onsfahrt auf dem Rhein. Seit Jahrzehnten leiten 
deutsche Konzerne wie Bayer und Böhringer ih-
re Chemieabwässer ungeklärt in den Fluss. Die 
Beluga fährt nun auch entlang der Küsten von 
Nord- oder Ostsee und auf den europäischen 
Flüssen. Sie taucht überall dort auf, wo Groß-
konzerne die Umwelt verpesten. Sie ist sogar 
auf den großen Seen Nordamerikas und dem 
Mississippi unterwegs.
Die Beluga begleitet immer wieder Missionen 
im Auftrag des Umweltschutzes. Sie ist dabei, 
als Shell 1995 die Ölplattform Brent Spar in der 
Nordsee versenken will. 
In den Folgejahren nimmt das Schiff zu Protes-
ten Kurs auf die Wiederaufarbeitungsanlage in 
La Hague. Und vor der Küste Irlands, nahe der 
Wiederaufarbeitungsanlage Sellafield, sammeln 
Greenpeacer an Bord erstmals Sediment- und 
Wasserproben. Diese bringen sie zur Analyse 
nach Hamburg. Es wird eine der größten Akti-
onen der Beluga. 
Im August 2004 folgt der Wachwechsel. Ein neu-
es Schiff, die Beluga II, nimmt seinen Dienst auf. 
Die alte Beluga dient bis 2010 als Schulungs-
schiff für Aktivisten, mit festem Liegeplatz in 
Hamburg. Seit Mai 2013 steht sie in Gorleben – 
vor dem Eingang zum Salzstock Gorleben, als 
Mahnung, dass der Salzstock als Atommüll-End-
lager untauglich ist (Foto).

• Baujahr: 1960
• Im Einsatz für Greenpeace: 1985 bis 2004
• Schiffstyp: Feuerlöschschiff
• Heimathafen: Hamburg
• Länge: 23,7 Meter
• Geschwindigkeit: 12 Knoten
• Besatzung: max. 8 Personen

Die BELUGA verläßt am 4.9.1997 Hamburg, um gegen 
die Wiederaufbereitung deutschen Atommülls 
im französischen La Hague zu protestieren.
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Kerzenschein auch nur geschwie-
gen. Die Amateurfotografen Ingrid 
und Werner Lowin hatten mit ih-
rer Kamera die 13 Jahre begleitet 
und dokumentierten am 11. März 
mit ihren Fotos, die an einer lan-
gen Leine baumelten, die beweg-
te Zeit.
Anfangs ging es um die direk-
ten Folgen der Atomkatastrophe, 
die Evakuierungen. Ein wichti-
ger Punkt war die Beschwichti-
gungspolitik der japanischen Re-
gierung im Zusammenhang mit 
den Olympischen Spielen 2020, 
die als Schachzug gesehen wur-
de, um von der Reaktorkatastro-
phe abzulenken. 

 Wirkung bis nach Japan

Im vergangenen Jahr wurde am 
Fukushima-Jahrestag in Lüchow 
demonstriert, weil die Betreiber-
firma Tepco beantragt hatte, ra-
dioaktives Kühlwasser im Oze-
an zu verklappen. Es rückten im-
mer wieder brennende atompoliti-
sche Themen in den Vordergrund 
– wie im März 2023: Die bange Fra-
ge war, wird der Atomausstieg in 
Deutschland doch noch einkas-
siert? Schon vor einem Jahr war 

Thema, wie es mit dem Zwischen-
lager in Gorleben weitergeht, weil 
sich die Endlagersuche deutlich 
verzögert.
Dass es die Mahnwache gab, 
wurde auch in Japan von Wider-
standsgruppen wahrgenommen, 
man tauschte nicht nur regel-
mäßig Solidaritätsadressen aus. 
Kerstin Rudek und Martin Do-
nat waren für die BI auch vor Ort 
und am 11. März hielt Yu Kajikawa 
von der Gruppe Sayonara Nukes 
Berlin eine bewegende Rede auf 
dem Marktplatz in Dannenberg. 
Die Ärztin und Teilnehmende der 
Mahnwache, Elke Schrage, warn-
te dort in ihrem Redebeitrag vor 
den gesundheitlichen Auswirkun-
gen der zivilen und militärischen 
Atomenergienutzung.

 über 750 Spaziergänge

Das Beharrungsvermögen des 
Anti-Atom-Protests im Wendland 
zeigt sich gerade auch an anderer 
Stelle. Am 17. März wurde das Ge-
lände des ehemaligen Endlager-
bergwerks zum 750-ten Mal um-
rundet. Über 40 Menschen ver-
sammelten sich gegen 13 Uhr. Die-
se Aktion begann, als sich abzeich-

678 Mal trafen sich Frauen und Män-
ner zur „Fukushima-Mahnwache“ 
auf dem Marktplatz in Dannenberg. 
Montags, Punkt 18 Uhr. Es wur-
de der Opfer des Erdbebens, des 
Tsunami und der Atomkatastro-
phe in Fukushima Daiichi gedacht. 
Ein – vorläufig letztes – Mal am 
11. März, dem Jahrestag der Ka-
tastrophe. In Zukunft wird es „nur 
noch“ am 11. März eine Kundge-
bung geben, beschlossen die 
Teilnehmenden. „Damit endet ei-
ne Aktion, die nach unseren Re-
cherchen weltweit fast einzigar-
tig ist“, sagt dazu Wolfgang Eh-
mke, Sprecher der Bürgerinitiati-
ve Lüchow-Dannenberg. Nur im 
Ostseebad Schönberg in der Kie-
ler Buch traf man sich ebenfalls 
mit großer Ausdauer zu einer Fu-
kushima-Mahnwache.
Die BI hat diese Aktion zwar un-
terstützt, aber getragen wurde sie 
vom Widerstandsgeist und Be-
harrungsvermögen der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer selbst. 
Mal lag tiefer Schnee, mal war 
es schon frühlingshaft. Mal wur-
de in der Stadt auch mit Trakto-
ren und vielen Menschen gegen 
die Atomkraft demonstriert. Mal 
wurde in einem kleinen Kreis bei 

Nach 13 Jahren endete am 11. März, dem Jahrestag des Super-GAUs in Japan, 
die Tradition der „Fukushima Mahnwache” in Dannenberg. Der ebenfalls lang-
jährige Sonntagsspaziergang um das Bergwerk in Gorleben wird dagegen fort-
gesetzt, bis der Salzstock wieder verfüllt ist. 

Einmaliges 
Beharrungsvermögen
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nete, dass das 10-jährige Gorle-
ben-Moratorium nicht verlängert 
wurde, ein Baustopp, der unter der 
schwarz-gelben Bundesregierung 
2010 tatsächlich endete. Die Tra-
dition wurde trotz des Atomaus-
stiegs fortgeführt, auch aus der 
Befürchtung heraus, dass das 
Standortauswahlverfahren zur 
Endlagersuche ein Trick sei, um 
am Ende den Salzstock Gorleben 
doch als geeignet präsentieren zu 
können. Im Standortauswahlge-
setz gab es nämlich ein „Gorle-

ben-Kapitel“, der Salzstock müs-
se bei jedem Schritt mitgeprüft 
werden. „Das war aber auch ei-
ne Chance für uns, wir hatten alle 
wissenschaftlichen Einwände zu-
sammengestellt, die gegen den 
angezählten Salzstock sprachen“, 
erinnert sich ein Teilnehmer des 
Sonntagsspaziergangs. Mit Er-
folg, diese Gefahr ist gebannt, seit 
die Bundesgesellschaft für Endla-
gerung im Oktober 2020 das Pro-
jekt begründet aussortiert hat. Bei 
den allsonntäglichen Spaziergän-

gen sind inzwischen erste sicht-
bare Fortschritte beim Rückbau 
des Bergwerks zu besichtigen. Die 
Initiatoren des Sonntagsspazier-
gangs wollen ihre Aktion so lange 
fortsetzen, bis das aufgehaldete 
Salz wieder unter Tage verbracht 
und das Bergwerk verfüllt ist.
„Hier schließt sich ein Kreis“, so 
Pressesprecher Ehmke. Den Blick 
richte man inzwischen auch auf 
die benachbarten Zwischenla-
ger, die zu Langzeitlagern wür-
den, solange es kein Endlager gibt.

Nun sind 13 Jahre vergangen seit 
der dreifachen Katastrophe in Fu-
kushima. Die geopolitische Lage 
in der ganzen Welt hat sich seit-
dem radikal verändert. Wer hät-
te denn bis vor kurzem gedacht, 
dass man in Deutschland wieder 
anfängt, über eine atomare Auf-
rüstung zu reden und sich vor 
einem möglichen Atomkrieg zu 
fürchten. Alles, was wir gelernt 
zu haben glaubten nach Hiroshi-
ma und Nagasaki, Tschernobyl 
und Fukushima, scheint bei vielen 
Menschen in Vergessenheit gera-
ten oder von anderen Ereignissen 
verdrängt zu sein. Es macht mich 
starr vor Verzweiflung und Ohn-
machtsgefühl.
Zu Neujahr 2024 hat ein starkes 
Erdbeben die Halbinsel Noto in 
Japan heimgesucht. Genau dort 
an der Spitze der Halbinsel, wo 
das Epizentrum liegt, befindet 
sich die Gemeinde Suzu. Dort soll-
te ein Atomkraftwerk gebaut wer-
den, der Bauplan wurde aber zum 
Glück vor 20 Jahren durch gro-
ße Proteste aufgegeben. Damals 
hatte der Betreiber viele Infoblät-
ter in der Gegend verteilt, auf de-
nen Sprüche standen wie „abso-
lut sicher auch im Fall eines gro-
ßen Erdbebens“. (...)
Wo das AKW hätte gebaut wer-
den sollen, hat sich die Land-
schaft nach dem Erdbeben mas-
siv verändert durch Bodenverflüs-
sigung, Risse und Klüfte im Boden 
und Bodenhebungen. (...)
Dabei betonen die Behörden und 
die Atomlobby immer eifrig, sie 
würden alle Regeln und Auflagen 
strikt einhalten, stets auf wissen-
schaftlicher Grundlage basierend. 
Ob sie uns aber wirklich schützen 

im Fall der Fälle, steht auf einem 
anderen Blatt. Wir haben gese-
hen, dass die japanische Regie-
rung nach der Nuklearkatastro-
phe gleich den Grenzwert der 
Strahlenbelastung im Raum Fu-
kushima 20-fach erhöht hat, damit 
die Einwohner, auch Kinder und 
Schwangere, mehr Strahlung aus-
gesetzt werden „dürfen“. Somit 
waren eigentliche Sperrzonen of-
fiziell zugänglich und bewohnbar, 
ohne dass der Grenzwert über-
schritten wird. Wie sollen wir al-
so glauben, wenn dieser Staat mit 
der Absegnung durch die IAEA 
behauptet, wir verklappen gefil-
tertes Wasser aus Fukushima ins 
Meer, aber kein Grund zur Sor-
ge, alles unterhalb der Grenzwer-
te und wissenschaftlich überprüft 
und kontrolliert, (...) obwohl ver-
schiedene Radionuklide, nicht nur 
Tritium, nach dem Filtern im Was-
ser bleiben. (...)
Sie drehen sogar den Spieß um 
und unterstellen neuerdings den-
jenigen, die Bedenken vor Ge-
sundheitsfolgen und Umweltver-
seuchung äußern, sie würden den 
Ruf der Region Fukushima schä-
digen und den Wiederaufbau ver-
hindern. So ist es für viele fast un-
möglich, offen über ihre Ängste 
zu sprechen.
Vor drei Jahren hat sich der Bür-
germeister einer kleinen Gemein-
de am Rand von Hokkaido im Al-
leingang entschieden, sich als 
Kandidat des Endlagerstandortes 
zu bewerben. Es gibt drei Etap-
pen zur Eignungsuntersuchung, 
und jedes Mal soll die Gemein-
de eine große Summe Geld erhal-
ten als Belohnung, egal ob sie am 
Ende als Standort gewählt wird 

oder nicht. Seitdem ist diese Ge-
meinde gespalten. Es gibt eine 
Widerstandsgruppe dort, für die 
ihr bereits eine Solidaritätsbot-
schaft geschickt habt. In einer Wo-
che soll ich für diese Gruppe einen 
Vortrag über die Geschichte eu-
res Widerstandes halten, denn sie 
wollen von euch lernen. Also wer-
de ich ihnen von eurem zivilen Un-
gehorsam und zahlreichen Aktio-
nen erzählen, von eurem Wider-
stand als Gesamtkunst. Ich wer-
de erzählen, dass ihr all die Jah-
re regelmäßig hier eine Mahnwa-
che gehalten habt im Gedanken 
an Fukushima, denn  ich möchte 
damit erreichen, dass die besorg-
ten Bürger, die gegen das Endla-
gerbauprojekt in Hokkaido protes-
tieren und die Gegner der Atom-
energie in Japan Kraft schöpfen 
und sich ein Beispiel an euch neh-
men können, um genauso beharr-
lich, unbeirrt und unermüdlich 
wie ihr den Widerstand zu leis-
ten, bis die absurde Idee, aufge-
geben wird, dort mit vielen geolo-
gischen Verwerfungen ein Endla-
ger zu bauen und weiter auf Atom-
energie zu setzen.
Von uns ist also sehr viel ver-
langt, trotz all der schlechten 
Nachrichten und der Politikströ-
mung Hoffnungen und Optimis-
mus zu bewahren und weiter-
hin Widerstand zu leisten. Aber 
das ist genau das, was wir von 
euch lernen: Ich danke euch des-
halb nochmals für euer langjäh-
riges Engagement, eure Ausdau-
er und eure Aufrichtigkeit. Dass 
es euch gibt, ist für mich ein gro-
ßer Trost in der doch so oft trost-
losen Welt. Ich fühle mich sehr 
verbunden mit euch. Vielen Dank!

Am 11. März hielt Yu Kajikawa von der Gruppe Sayonara Nukes Berlin eine sehr 
bewegende Rede auf dem Marktplatz in Dannenberg

Wendland
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Kunst- und Handwerk-Event an über einhundert Orten – die Kulturelle Landpartie lockt wieder ins 
Wendland. Seit über drei Jahrzehnten öffnen Künstler und Handwerker im Wendland zwischen Himmel-

fahrt und Pfingsten ihre Hoftore, Scheunen und Ateliers und präsentieren ihre Arbeiten. 
Von fast vergessenen Handwerks-Techniken bis hin zu moderner Kunst. 

Zu dem Event der Kulturellen Landpartie (KLP) werden von Himmelfahrt bis Pfingstmontag wieder zehn-
tausende Besucher:innen aus dem gesamten Bundesgebiet östlich der Lüneburger Heide erwartet, die 

dort das „Fest des Lebens und der Sinne“ feiern wollen. Dazu ist während der KLP an rund neunzig Aus-
stellungsorten und bei etwa eintausend einzelnen Veranstaltungen Gelegenheit. Rund 600 Teilnehmen-

de bieten in Lüchow-Dannenbergs Wendland das, was die Organisatoren als „Vielfalt von hochklassiger, 
zeitgenössischer Kunst- und Handwerksarbeit bis zum liebevollen Dilettantismus“ zusammenfassen. 

Malerei und Skulpturen in ehemaligen Ställen und Bauernhöfen, Theater und Musik in alten Scheunen, 
Kunsthandwerk und Bio-Essen auf alten Höfen. Häufig kann den Künstlern bei der Arbeit über die Schul-

ter geschaut werden, wenn beim Bildhauer die Holzspäne fliegen und heißes Eisen unter dem Schmiede-
hammer in Form getrieben wird. Der ehemalige Kuhstall wird zum Laufsteg für außergewöhnliche Mode-
schauen. Vorbei an Storchennestern und uralten Dorfeichen, über einspurige Landsträßchen und gepflas-

terte Höfe führt die Gäste der Weg von einem Rundlingsdorf zum anderen, 
von einem Ausstellungsort der Kulturellen Landpartie zum nächsten.  

Übrigens: Die KLP funktioniert ohne PR-Agentur, ohne öffentliche Zuschüsse oder Werbeeinnahmen,
Geschäftsführer und Jury. Wie in den Anfängen zu den Hochzeiten des Gorleben-Protests,

wird das Event ehrenamtlich und basisdemokratisch organisiert.
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Seit 1989 öffnen Künstler:innen und Kunsthandwerker:innen jedes Jahr zwischen
Himmelfahrt und Pfingsten ihre Hoftore und Ateliers, um im Rahmen der Kulturellen 

Landpartie zwölf Tage lang ihre Arbeiten zu präsentieren: von fast vergessenen Hand-
werkstechniken über Kuriositäten und Spezialitäten bis hin zu Avantgarde-Kunst.

Kulturelle Landpartie
im Wendland
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Alle Veranstaltungen sind ohne Eintritt. Spenden sind aber hoch willkommen!

Lesung: „Das Wunder von Gorleben“
Lesung (Essay) mit anschließendem Rundgang an den Atomanlagen mit Wolfgang Ehmke
Do., 9. Mai – 15.30 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben
Sa., 18. Mai – 13.00 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben

Vortrag: „Nach dem Atomausstieg: Wie geht es weiter mit der Endlagersuche und den Zwischenlagern?“  
Vortrag zum Standortauswahlverfahren mit Wolfgang Ehmke
Fr., 10. Mai – 13.00 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben

Vortrag:„Gelebte Geschichte – Historischer Abriss des Gorleben-Protests“
Das Gorleben Archiv gibt einen Einblick in die Historie der Auseinandersetzung um Gorleben.
Fr., 10. Mai – 15.30 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben
So., 19. Mai – 11.00 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben

Vortrag: „Die Atomanlagen – Wissenswertes zur Widerstandsgeschichte und der aktuellen Situation“ 
Vortrag mit anschließendem Rundgang an den Atomanlagen mit Wolfgang Ehmke
Sa., 11. Mai – 13.00 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben

Vortrag: „Atommülllagerung – Technische Herausforderungen“
Fragen und Antworten mit der Fachgruppe Radioaktivität der BI
Sa., 18. Mai – 15.30 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben

Vortrag: „Die Atomanlagen Gorleben – Wissenswertes über die Atomanlagen und den Protest dagegen”
mit Elisabeth Hafner-Reckers
So., 12. Mai –15.30 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben
So., 19. Mai – 15.30 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben

Andacht: „Gorlebener Gebet: Bleibet hier – wachet und betet!“
Seit 1989 gibt es an jedem Sonntag eine ökumenische Andacht an den Kreuzen im Wald bei Gorleben. 
So., 12. Mai – 14.00 Uhr – Gorleben-Kreuze nahe den Atomanlagen bei Gorleben
So., 19. Mai– 14.00 Uhr – Gorleben-Kreuze nahe den Atomanlagen bei Gorleben

Aktion: „Sonntagsspaziergang“ 
Protest-Spaziergang um das Bergwerk Gorleben – 2,3 Kilometer. Zeit für Austausch, Hintergründe und
Motivation. Vor kurzem fand der 750. Spaziergang statt.
So., 12. Mai – 13.00 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben 
So., 19. Mai – 13.00 Uhr – Atomanlagen bei Gorleben

BI unterwegs
Mit zahlreichen Infokästen und Materialpunkten sind wir an diversen Wunde.r.punkten präsent

Informationen: „Info-Zelt auf der Mützingenta”
Mit unserem großen Info-Zelt gastieren wir wieder auf der Mützingenta in Mützingen. Neben zahlreichen 
aktuellen Informationen stehen wir jederzeit für Fragen zur Verfügung. Besonderer Beliebtheit erfreuen 
sich unsere Textilien mit der Wendlandsonne. 
täglich – 11.00 bis 19.00 Uhr – Mützingenta, Mützingen
Programm und Infos: www.muetzingenta.de

Beluga#24, der Politische Freitag: Redner:innen, DJ-Sets, aussagekräftige Bands
Pfingstfreitag, 17. Mai – ab 14 Uhr – Beluga-Dreieck nahe den Atomanlagen bei Gorleben
Programm und Infos: www.beluga-dreieck.de

X
KLP-Veranstaltungen
der Bürgerinitiative
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ner Generationen wie Hanna Pod-
dig, Eva Stegen, Wolfgang Ehmke 
und Henning Venske präsentieren 
ihr Hörbuch Ziviler Ungehorsam 
schaltet Deutschlands Atomkraft 
AUS! am 15. April im Hamburger 
Theater Centralkomitee. (Einlass: 
19.00 Uhr, Beginn: 19.30 Uhr)

Nach dem Bühnenevent ist das 
neue Hörbuch online abrufbar 
und kann zudem als CD kosten-

los bestellt werden. Festival-
sprecher Frank Otto: „Die Ab-
schaltung des letzten Meilers 
war ein zivilisatorischer Meilen-
stein, der nur möglich geworden 
ist durch das jahrzehntelange 
Engagement Hunderttausender 
Aktivist:innen. Das würdigt Lesen 
ohne Atomstrom mit dem Hör-
buch und vor allem einem Live-
Arrangement, das nur dieses ei-
ne Mal auf die Bühne kommt.“

Es wird ein erlesenes Ensemble, 
das beim Hamburger Literaturfes-
tival Lesen ohne Atomstrom auf 
der Bühne zusammenkommt: Die 
vielfach preisgekrönten Film- und 
TV-Stars Barbara Auer, Johan-
na Christine Gehlen, Anna Thal-
bach, Sebastian Bezzel, Johann 
von Bülow und Walter Sittler mit 
Blues-Legende Abi Wallenstein 
und Pianist Günther Brackmann 
sowie Aktivist:innen verschiede-

Montag, 15. April, 19.30 Uhr, Centralkomitee, Hamburg

Zum ersten Jahrestag des Atomausstiegs würdigt ein Dutzend namhafter 
Künstler:innen und Zeitzeug:innen mit einer konzertanten Lesung die außerpar-
lamentarische Anti-Atom-Bewegung, die das endgültige Abschalten über ein 
halbes Jahrhundert erkämpft hat. 

Konzertante Lesung
und Hörbuch für alle
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Nach 40 Jahren Kampf gegen ein 
Atommüll-Endlager in Gorleben 
schicken Aktivist:innen aus dem 
Wendland jetzt ein eigenes Boot 
zur Unterstützung der zivilen See-
notrettung im Mittelmeer. Seit 
Ende August 2023 hilft das Com-
passCollective bei der Rettung 
von Flüchtenden. Sprecher Jan 
Becker: „Der Kampf gegen ein 
Endlager in Gorleben ist gewon-
nen. Der Atommüll steht im unsi-
cheren Zwischenlager – das be-

halten wir immer im Blick. Doch 
wir wenden uns anderen großen 
gesellschaftlichen Herausforde-
rungen zu: der Flüchtlingskrise 
und dem Sterben im Mittelmeer. 
Dem Rechtsruck in Deutschland 
und dem Rechtsextremismus 
mit all seinen Facetten in unse-
rer Nachbarschaft. Aber auch die 
Klimakrise und ihre Folgen wer-
den wir in den Fokus des ,Politi-
schen Freitags’ in Gorleben stel-
len. Wir gehen an diesen Ort, der 

Freitag, 17. Mai, ab 14 Uhr, Beluga-Dreieck, Gorleben

Während der diesjährigen Kulturellen Landpartie im 
Wendland wird es am Freitag vor Pfingsten den „Poli-
tischen Freitag” auf dem Beluga-Dreieck an den Ato-
manlagen bei Gorleben geben.

Solidarisch bleiben

Mal Élevé
Seine Beatwellen bringen die 
Beluga zum Schaukeln! Erst als 
Teil von Irie Révoltés, jetzt So-
lo-Projekt, bewegt er seit Jah-
ren nicht nur unsere Füße, son-
dern auch Vieles in unseren Köp-
fen. Er steht für eine Welt ohne 
Grenzen, ohne Hierarchien und 
ohne Ausbeutung!

Gastone
Er bietet euch mal zu dritt, zu 
fünft oder auch zu siebt ein gran-
dioses Bühnenerlebnis mit an-
regendem Balkan/Folkore/Pop/
Polka/Ska.

Moritz Neumeier
Neumeiers Stand Up Comedy zu 
beschreiben ist nahezu unmög-
lich. Er springt von abstruses-
ten Fantasien zur harten Reali-
tät, verpackt seinen Alltag in un-
verfälschte und derbe Sprache.

Marlo Großhardt
Marlo hat etwas zu sagen, hat 
Haltung, einen klaren Blick – aber 
auch eine Sehnsucht nach dem 
guten Ende. Der zweiundzwan-
zigjährige Hamburger packt sei-
ne kritischen Texte in ein poe-
tisches Singer-Songwriter Pop-
Gewand, das nie kuschelig gerät.

wie kaum ein anderer für erfolg-
reichen, gesellschaftlichen Wi-
derstand steht. Wir knüpfen mit 
diesen wichtigen Anliegen an die 
Tradition von 40 Jahren Protest-
geschichte an. Wir wollen sicht-
bar sein, wir wollen was bewe-
gen, wir wollen was verändern.”

Mit den Überschüssen des „Politi-
schen Freitags” wollen die Organi-
satoren den Betrieb des Rettungs-
schiffs Trotamar III unterstützen.

Nenad
Vom klassischen Akkordeon 
bis hin zum Techno-Akkordeon, 
beim Hamburger Nenad Nikolic 
ist alles möglich. Sein Motto: 
„Alles ist 100% handgemacht”. 
Also, keine automatische Beglei-
tung, keine Rhythmusmaschine. 
Jede einzelne Note wird von ihm 
„live” gespielt, für alle sichtbar.

Heja Netirk
Hêja ist Produzentin, Schauspie-
lerin und Sängerin aus Mardin, 
Türkei. 2016 wurde sie dort aus 
politischen Gründen inhaftiert. 
2018 floh sie vor weiteren Haft-
strafen nach Deutschland. 2020 
veröffentlichte sie ihr erstes Mu-
sikalbum „Stranên Nesustî”.

Tom Liwa
Er tritt auf mit seiner LEUCHT-
TURMBAND, die zu großen Tei-
len auch EINE ANDERE ZEIT ein-
spielte, sein noch aktuelles Al-
bum, vom deutschen Rolling 
Stone zur Platte des Jahres 2021 
gekürt.

Mittel zum Zweck
Das anarchistisches Brachial- 
entertainment aus Lüneburg mit 
Akkordeon, Schlagzeug, Bass 
und E-Gitarre gehört so lang-

sam ein bisschen zum „Guten 
Ton von Gorleben”. Hier gibt es 
Klare Kante!

Brexit Colada
Das Musik- und Theaterduo aus 
Hamburg lässt durch erfrischen-
de Lyrik Hochkultur mit Popkul-
tur kollidieren und stellt elemen-
tare Fragen an die bröckelnde 
Gesellschaft auf einem ächzen-
den Planeten.

Chaos Varieté
Einmalig ist das Spiel miteinan-
der, mit dem die zwei Akteure 
ihre Nummern verbinden. Keine 
Gelegenheit wird ausgelassen 
die Show ins Chaos zu stürzen.

Krass e. V. Lüneburg
KRASS besucht Kinder und Ju-
gendliche mit und ohne Fluch-
terfahrung in Form eines offe-
nen Ateliers. Angeboten wird 
in Gorleben ein buntes Kinder-
Mitmach-Programm zwischen 
15 und 18 Uhr.

Xamba
... liefert brasiliansichen Trom-
melgenuss vom feinsten mit ei-
ner ordentlichen Prise Humor 
und Bewegung. Dabei sein, Tan-
zen und Spaß haben!

Wendland

Politischer Freitag – Das Programm
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scheidung und Speicherung von 
CO2 (CCS) nach dem Willen der 
Bundesregierung nun auch bei 
der Stromerzeugung angewen-
det werden. Kritiker dieser Tech-
nik finden sich bestätigt, dass CCS 
als Rechtfertigung dafür dienen 
soll, weiter fossile Brennstoffe aus 
dem Boden zu holen: Die Büchse 
der Pandora ist geöffnet.
Diese „Technologieoffenheit“ 
lässt die Bundesregierung nun so-
gar von der Kernfusion schwär-
men. Sie sei eine „riesige Chan-
ce für Klima, Energie, Wachstum“. 
Tatsächlich handelt es sich dabei 
um eine riesige Mittelverschwen-
dung, denn das Klima muss heu-
te geschützt werden; dafür taugt 
keine Technologie, die bestenfalls 
in 30 Jahren, womöglich aber nie 
einsatzfähig sein wird.
Diese ganze Fokussierung auf Erd-
gas, CCS und Kernfusion zeigt, auf 
welche Akteure die Bundesregie-
rung setzt: auf die Energiekonzer-
ne, deren bisheriges Geschäfts-
modell uns die Probleme beschert 
hat, mit denen wir jetzt zu kämp-
fen haben. Alle diese „Lösungen“ 
verschlingen Unsummen an Steu-
ergeldern, die für den Ausbau von 
Erneuerbaren Energien und Spei-
cherkapazitäten fehlen. Und sie 
kommen alle zu spät.
So blendet die Bundesregierung 
aus, dass es bessere Alternati-
ven gibt. Die sogenannte Dunkel-
flaute, die bei einer Stromversor-

gung durch Sonne und Wind zu ei-
nem Versorgungsproblem führen 
könnte, ließe sich ohne Weiteres 
durch ein ambitioniertes Strom-
speicherprogramm vermeiden, 
das den Schwerpunkt auf Batte-
rie-Systeme legt. Dies wurde in 
verschiedenen Studien durchge-
rechnet, nicht zuletzt in der 2021 
von der Hochschule für Technik 
und Wirtschaft Berlin vorgelegten 
Studie „Solarstromausbau für den 
Klimaschutz“. Durch die Regiona-
lisierung eines solchen Systems, 
das auch das bidirektionale Laden 
von Auto-Batterien einbeziehen 
sollte, könnte eine viel resiliente-
re Stromversorgung gewährleis-
tet werden als durch neue Groß-
kraftwerke.

Der von der Bundesregierung 
nun angedachte Kapazitätsmarkt 
wird auch bei einer solchen kli-
maschonenden Lösung benötigt 
werden. Er sollte so konzipiert 
werden, dass netzdienliche Spei-
cher besonders unterstützt wer-
den. Flankierend könnte auch ein 
Markt für industrielles „Demand-
Side-Management“ etabliert wer-
den, wonach energieintensive An-
lagen Geld für die netzdienliche 
Leistung erhalten, im Falle einer 
Dunkelflaute nicht zu produzie-
ren. Von solchen oder anderen 
Flexibilitätsoptionen ist im jetzi-
gen Papier der Bundesregierung 
aber überhaupt keine Rede mehr.

Unmittelbar nach dem Überfall 
Russlands auf die Ukraine An-
fang 2022 legte sich die Bundes-
regierung darauf fest, die drohen-
de Energiekrise durch Erdgas-Im-
porte abzuwenden. Lieferverträge 
bis weit in die 40er-Jahre wurden 
mit fragwürdigen Partnerländern 
abgeschlossen. Umweltfreundli-
che Alternativen – zum Beispiel ein 
Notprogramm zur Errichtung von 
Windkraftanlagen an Land – wur-
den nicht ernsthaft erörtert. Nun 
sollen die Kraftwerke gebaut und 
mit beträchtlichen Steuermitteln 
subventioniert werden, die diese 
Mengen des Fossil-Brennstoffs 
verfeuern müssen.
Die Politik spricht zwar davon, die 
neuen Kraftwerke sollten „H2-rea-
dy“ ausgelegt werden und „ab 
2035 bis 2040“ auf die Verbren-
nung von grünem (oder auch an-
dersfarbigem) Wasserstoff umge-
stellt werden. Diese Annahme ist, 
auch abgesehen von den Erdgas-
Lieferverträgen, sehr gewagt. Um 
die benötigten Mengen an Was-
serstoff herzustellen, wird ein 
Vielfaches an Energie eingesetzt 
werden müssen – überwiegend 
wiederum in Ländern, die nicht 
unbedingt Versorgungssicherheit 
garantieren. Und selbst wenn die 
Erzeugungsanlagen in weniger 
als zehn Jahren errichtet werden 
könnten, wäre dies eine beson-
ders teure und ineffiziente Lösung.
Zudem soll die Technik der Ab-

Der Solarenergie-Förderverein Deutschland kritisiert die neue Kraftwerksstra-
tegie der Bundesregierung und nennt sie eine „Mogelpackung”. Dieses Konzept 
zementiere die Abhängigkeit von Importen fossiler Brennstoffe und trage wei-
ter zur menschengemachten Erderhitzung bei. Von Dr. Rüdiger Haude

Eine Mogelpackung
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Als „politische Postkutschenzeit“ 
bezeichnete einst Loriot (Vicco 
von Bülow) die politische Prob-
lemauffassung nach den Denk-
mustern „links“ und „rechts“ – 
und deutete, äußerlich wie im-
mer ganz Aristokrat, ein Beispiel 
an, das aufhorchen lässt: Die Roh-
stoffverknappung, das Ende des 
Öls, dessen Folgen keinen partei-
politischen Kanon, sondern „rich-
tiges“ Handeln erforderten. 1979 
war das. Es ist demnach 45 Jah-
re her, dass ein Angehöriger der 
besseren Gesellschaft, der sich 
privat vermutlich jeden Luxus hät-
te leisten und sich auf ein humo-
riges „Nach mir die Sintflut“ zu-
rückziehen können, einerseits vor 
Umweltproblemen und anderer-
seits davor warnte, diese Proble-
me aus parteipolitischer, aus La-
gersicht anzugehen. Im Gegen-
teil: Gerade auf die Kernenergie 
bezogen konstatierte er bei einer 
anderen Gelegenheit, ein Dafür 
oder Dagegen sei eigentlich kei-
ne Frage des klassischen politi-
schen Lagers, und so sollten aus 
seiner Sicht auch andere Fragen 
konkret und nicht parteipolitisch 
behandelt werden. 
Warum tat er das? Weil er das 
vermeintlich ausdifferenzierte 
Hickhack der damaligen Partei-
enlandschaft durchschaut hat-
te: Programme, die eine Vielzahl 
von Positionen enthalten und ih-
re Anhängerschaft verpflichten, B 
zu sagen, nur weil A gesagt wur-
de, führten in bestimmten Berei-
chen zu falschen beziehungswei-
se gänzlich ausbleibenden Maß-
nahmen. Stattdessen entwarf 
Loriot eine Politik, die tatsäch-
lich themenbezogen statt „auf 
Linie“ ist.
Knapp 50 Jahre später zeigt sich 
politisches Handeln leider im-
mer noch nicht so ausgewogen, 
wie man es sich wünschen wür-
de: Würde eine Talkmasterin in 
Deutschland einen Wirtschafts-
experten von der Linkspartei ein-
laden, einen Migrationspolitiker 
von der FDP und einen Gewerk-
schafter von der AfD? Wohl kaum; 
der Wirtschaftler käme vermut-
lich von FDP oder CDU, der Ge-
werkschafter von den Linken und 
zu Migration würde eher die AfD 

licherweise sehr viel besser wirt-
schaften kann.
Es entsteht also im Grunde eine 
politische Landschaft der Ober-
flächlichkeiten, der Polit-Labels, 
wie ein schlechtes Dialogsystem 
am Telefon, bei dem man am En-
de bei einem ähnlich klingenden 
Anliegen herauskommt, das aber 
überhaupt nichts mit dem Aus-
gangsproblem zu tun hat.
Dieser Mechanismus kann die, die 
sich zu einem bestimmten Label 
bekennen, zu ideologischer Folg-
samkeit verleiten und sie ver-
drängen lassen, wie nicht nur sie 
die Themensetzung der eigenen 
Gruppe beeinflussen, sondern 
auch umgekehrt die programma-
tische Gemengelage ihrer Gruppe 
sie selbst in ihren übrigen Über-
zeugungen formt - frei nach Ama-
zon: „Kunden, die X kauften, ha-
ben auch Y gekauft“.
Er kann aber auch den jeweiligen 
politischen Gegner, also jeman-
den, der für das gleiche Problem 
eine andere Lösung anbietet, zu 
einer pauschalisierenden Beurtei-
lung verleiten: “Du hast X gekauft, 
dann wirst du bestimmt auch Y 
gekauft haben!”
Die Ineinssetzung des eigenen 
Hintergrundes und der politischen 
Überzeugung ist ein in der Dra-
maturgie von Wahlkämpfen be-
gründeter Trugschluss jeder poli-
tischen Realität, in der Glaubwür-
digkeit und tatsächliche Kompe-
tenz auseinanderdriften – gerade 
die Geschichte des Widerstandes 
im Wendland zeigt, wie fruchtbrin-
gend es sein kann, offen und ohne 
Ansehen der Identitäten und übri-
gen Überzeugungen für eine kon-
krete Sache zu streiten.
Trotz all der Pulverfässer, die der-
zeit überall im innen- wie außen-
politischen Diskurs verstreut lie-
gen – Nahostkonflikt, Agrardie-
sel-Subvention, Ukraine-Krieg, 
Mobilität, um nur einige zu nen-
nen – gilt weiterhin: Argumente 
entschärfen jeden Konflikt, und 
wer keine hat, sollte den Reiz un-
terdrücken, ein Thema fachkun-
dig besetzen zu wollen. Nichtwis-
sen macht nichts – Nichthandeln 
hingegen schon, denn schließlich 
geht der Spruch eigentlich: An ih-
ren Taten sollt ihr sie erkennen.

befragt werden – die Expertise 
dieser hypothetischen Runde sei 
freilich dahingestellt. 
Für diese unterschwellige Beset-
zung eines bestimmten Themas 
durch eine bestimmte Gruppe 
gibt es in der Politikwissenschaft 
den Begriff der „issue owner-
ship“, und der dahinterstehende 
Mechanismus ist gefährlich: Weil 
eine Partei verstärkt mit Thema A 
assoziiert wird, tut sie gut daran, 
ihr Profil nicht zu erweitern, son-
dern im Wahlkampf und im Par-
lament eben genau dieses The-
ma zu bedienen. So entsteht der 
Charakter einer selbsterfüllenden 
Prophezeiung. 
Es passiert zweierlei: Erstens kris-
tallisiert sich in der öffentlichen 
Wahrnehmung heraus, Thema A 
erfordere immer auch Lösung A – 
weil die A-Partei stets dazu gehört 
wird und natürlich immer Lösung 
A anbietet. Zweitens bleiben in an-
deren Parteien vorhandene Poten-
ziale das Thema A betreffend un-
genutzt – eben weil sie der B-, C- 
oder D-Partei angehören. 
Das Problem dabei ist, um mit Lo-
riot zu sprechen, dass die A-Partei 
möglicherweise nicht die „richti-
ge“ Lösung (im Sinne von: wis-
senschaftlich geboten) für Pro-
blem A hat. Das Ergebnis ist ei-
ne sich selbst verstärkende Ver-
armung und Kategorisierung der 
politischen Themenlandschaft 
– nebenbei bemerkt ein idealer 
Nährboden für Polarisierung, die 
ja eben genau von der sich zu-
spitzenden Herausbildung zwei-
er möglichst leicht verständlicher 
Pole lebt.
Dabei täte es doch dem leben-
digen Diskurs gerade gut, wenn 
möglichst viele Kräfte mit mög-
lichst vielen unterschiedlichen 
Themen assoziiert würden. Doch 
das ist nicht so: Die issue owner-
ship führt geradezu in ein owner-
ship issue: Wer zu Thema A am 
meisten sagt, am lautesten da-
für oder dagegen ist, dem wird 
auf diesem Gebiet Kompetenz zu-
gesprochen, oft unbewusst: Wer 
reich erbt und das entsprechend 
zeigt, dem wird eher wirtschaft-
liche Kompetenz zugesprochen 
als dem Bürgergeldempfänger, 
der mit begrenzten Mitteln mög-

Issue O
w

nership
Die Schwarzen verstehen etwas von Wirtschaft, die Roten von den Nöten der 
Arbeiter, die Grünen retten die Umwelt. Einfache Weltbilder erleichtern Wahlen. 
Aber sie sind kein guter Beitrag zum politischen Diskurs. Von Nikolas Peschel

Meinung
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Es wäre doch schön, wenn im öf-
fentlichen Raum weniger Bäume 
abgeholzt und stattdessen neue 
gepflanzt würden. Ein Gedanke, 
der Udo Schulz, Leiter des Am-
tes für Bauen und öffentliche Ord-
nung in der Samtgemeinde Lü-
chow, vor einigen Jahren umtrieb. 
Im Jahr 2022 war es schließlich 
so weit. Der Gedanke fand Ein-
gang in den Haushalt der Samt-
gemeinde: Für Baumpflanzungen 
im öffentlichen Raum wurden Mit-
tel in Höhe von 50 000 Euro einge-
stellt. Zugang zu diesem Geld soll-
ten Gemeinden oder Schulprojek-
te der Samtgemeinde Lüchow er-
halten, die in ihren Dörfern an öf-
fentlichen Wegen Bäume pflanzen 
und sich um deren Pflege küm-
mern wollten.
Von dieser Neuerung erfuhren 
die „Dorfaktiven“ aus Klennow 
und Neritz, und schon war deren 
nächste Aktion – nach der Initiati-
ve KleNe Energie (Gorleben Rund-
schau berichtete) geboren. Udo 
Schulz, der Ansprechpartner der 
Samtgemeinde zu diesem The-
ma, informierte über die ziem-
lich niedrigschwelligen Formali-
täten, um Gelder für neue Bäu-
me zu beantragen. Denn Ver-
waltung kann auch unbürokra-
tisch sein: Anträge können tele-
fonisch oder per Mail gestellt wer-
den, und die Pflanzstandorte müs-
sen auf öffentlichem Grund inner-
halb der Samtgemeinde liegen. 
Pro Baum gibt es von der Samt-
gemeinde maximal 100 Euro für 

die Anschaffung und das nötige 
Material zur Pflanzung. Es sollten 
möglichst einheimische Bäume 
sein, und sie sollten bei örtlichen 
Anbietern bezogen werden. Die-
se können sogar direkt mit dem 
Amt abrechnen.
Gemeinsam suchte die Gruppe 
nach öffentlichen Wegen im Um-
kreis der beiden Dörfer  und wur-

Abgeholzt wird schon genug

de fündig. Der genaue Standort 
der zu pflanzenden Bäume muss-
te allerdings noch mit dem Land-
wirt, an dessen Feld der Weg lag, 
abgestimmt werden, Abstände 
zum Acker, Feldrain und zu den 
Auffahrten für Landmaschinen 
mussten festgelegt werden. 
Dann schaffte die Gruppe 22 Bäu-
me an: eine Mischung alter hei-
mischer Obstsorten, auch sel-
tener, wie Elsbeere und Speier-
ling. Und dann ging’s los: Es star- 
tete die Baumpflanzaktion am 
Feldweg zum „Osterfeuerberg“ 
neben Klennow und Neritz. 
Dorfbewohner:innen unterschied-
lichen Alters aus beiden Dörfern 
gruben Pflanzlöcher, setzten Bäu-
me ein, bewässerten. Eine Aktion, 
die das Gemeinschaftsgefühl der 
Dörfer weiter gestärkt hat! Auch 
für die regelmäßige Pflege – das 
Wässern und Beobachten des An-
wachsens – fand sich eine Grup-
pe von Freiwilligen.
Die Pflanzaktion hat neben dem 
Gemeinschaftsaspekt noch ande-
re positive Auswirkungen: Die an-
liegenden Felder profitieren vom 
Insektenzustrom, die Bäume re-
duzieren die Erosionsanfälligkeit 
der Böden, und nachfolgende Ge-
nerationen werden dereinst sogar 
die Früchte ernten können. Und: 
Bäume sind Klimaschutz!
Info für Nachahmer:innen: der 
Baumpflanzetat für 2024 steht 
noch zur Verfügung, so Udo Schulz. 
Interessent:innen können sich di-
rekt an die Samtgemeinde wenden.

Nachhaltig leben

Weniger abholzen, neu pflanzen. Wilma Wallat hat mit Akteuren 
einer Baumpflanzaktion der Dorfgemeinschaft Klennow/Neritz 
gesprochen.

Elsbeere
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 Am 7. November 2004 ziehen Atomkraftgegner:innen in Langendorf mit einer 
 Pferdeprozession an Räumfahrzeugen und Wasserwerfern der Polizei vorbei. 

 Sie demonstrieren gegen den am Tag zuvor in La Hague gestarteten Transport 
 von zwölf Castorbehältern. Der Atommüll erreicht nach über 60 Stunden 

 Transportzeit am 9. November das Zwischenlager in Gorleben. 

www.gorleben-archiv.de
Gorleben Archiv e.V. – Die Geschichte des wendländischen Widerstandes
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Politischer Freitag während der KLP
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